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Gerichtsverfassung

1. Abschnitt
Gerichte
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§1

Die Verwaltungsgerichtsbarkeit wird durch
unabhangige, von den Verwaltungsbehdorden
getrennte Gerichte ausgeubt.
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§2

Gerichte der Verwaltungsgerichtsbarkeit
sindinden Landerndie Verwaltungsgerichte
und je ein Oberverwaltungsgericht,im Bund
das Bundesverwaltungsgericht mit Sitzin
Leipzig.
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§3

(1) Durch Gesetz werden angeordnet

l. die Errichtung und Aufhebung eines
Verwaltungsgerichts oder eines
Oberverwaltungsgerichts,

die Verlegung eines Gerichtssitzes,
Anderungen in der Abgrenzung der
Gerichtsbezirke,

4. die Zuweisung

einzelner Sachgebiete

anein

Verwaltungsgericht fur

die Bezirke mehrerer
Verwaltungsgerichte,

die Zuweisung von Verfahren, bei
denen sich die ortliche Zustandigkeit
nach § 52 Nr. 2 Satz 1, 2 oder 5
bestimmt, an ein anderes

wN

4a)
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Verwaltungsgericht oder an mehrere
Verwaltungsgerichte des Landes,

5. die Errichtung
einzelner Kammern
des
Verwaltungsgerichts
oder einzelner
Senate des
Oberverwaltungsger
ichts an anderen
Orten,

6. der Ubergang anhangiger Verfahren
auf ein anderes Gericht bei
MaRRnahmen nach den Nummern 1, 3,
4 und 4a, wenn sich die Zustandigkeit
nicht nach den bisher geltenden
Vorschriften richten soll.

(2) Mehrere Lander kdnnen die Errichtung eines
gemeinsamen Gerichts oder gemeinsamer

e (39 Ligrs Spruchkorper eines Gerichts oder die
) ) Ausdehnung von Gerichtsbezirken Gber die
Landesgrenzen hinaus, auch fir einzelne
Sachgebiete, vereinbaren.
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Fir die Gerichte der Verwaltungsgerichtsbarkeit
gelten die Vorschriften des Zweiten Titels des
Gerichtsverfassungsgesetzes entsprechend.
Die Mitglieder und drei Vertreter des fir
Entscheidungen nach § 99 Abs. 2 zustandigen
Spruchkérpers bestimmt das Prasidium jeweils
fur die Dauer von vier Jahren. Die Mitglieder
und ihre Vertreter missen Richter auf
Lebenszeit sein.
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§5

(1) Das Verwaltungsgericht besteht aus
dem Prasidenten und aus den
Vorsitzenden Richtern und weiteren
Richtern in erforderlicher Anzahl.
(2) Bei dem Verwaltungsgericht werden
Kammern gebildet.
(3) Die Kammer des Verwaltungsgerichts
entscheidet in der Besetzung von drei
Richtern und zwei ehrenamtlichen Richtern,
soweit nicht ein Einzelrichter entscheidet. Bei
Beschlissen auBerhalb der mindlichen
Verhandlung und bei Gerichtsbescheiden (8§
84) wirken die ehrenamtlichen Richter nicht
mit.
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§6

I) Die Kammer soll in der Regel den
Rechtsstreit einem ihrer Mitglieder als
Einzelrichter zur Entscheidung

Ubertragen, wenn
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I. die Sache keine besonderen
Schwierigkeiten tatsachlicher oder
rechtlicher Art aufweist und

2. die Rechtssache keine grundsatzliche
Bedeutung hat.

Ein Richter auf Probe darf im ersten Jahr nach

seiner Ernennung nicht Einzelrichter sein.

(2) Der Rechtsstreit darf dem

Einzelrichter nicht tbertragen werden,

wenn bereits vor der Kammer mundlich

verhandelt worden ist, es sei denn, daf3
inzwischen ein Vorbehalts-, Teil- oder

Zwischenurteil ergangen ist.

(3) Der Einzelrichter kann nach Anhérung

der Beteiligten den Rechtsstreit auf die

Kammer zurtickubertragen, wenn sich

aus einer wesentlichen Anderung der

ProzeRlage ergibt, da? die Rechtssache

grundsatzliche Bedeutung hat oder die

Sache besondere Schwierigkeiten

tatsachlicher oder rechtlicher Art

aufweist. Eine erneute Ubertragung auf
den Einzelrichter ist ausgeschlossen.

(4) Beschlusse nach den Absatzen 1

und 3 sind unanfechtbar. Auf eine

unterlassene Ubertragung kann ein

Rechtsbehelfnichtgestitzt werden.
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88 7 bis 8 (weggefallen)
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§9

(1) Das Oberverwaltungsgericht besteht
aus dem Préasidenten und aus den
Vorsitzenden Richtern und weiteren
Richtern in erforderlicher Anzahl.
(2) Bei dem Oberverwaltungsgericht werden
Senate gebildet.
(3) Die Senate des Oberverwaltungsgerichts
entscheiden in der Besetzung von drei
Richtern; die Landesgesetzgebung kann
vorsehen, dalR die Senate in der Besetzung
von funf Richtern entscheiden, von denen
zwei auch ehrenamtliche Richter sein
kénnen. Fur die Falle des 8§ 48 Abs. 1 kann
auch vorgesehen werden, dal3 die Senate in
der Besetzung von fiinf Richtern und zwei
ehrenamtlichen Richtern entscheiden. Satz 1
Halbsatz 2 und Satz 2 gelten nicht fur die
Félle des § 99 Abs. 2.
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§10

(1) Das Bundesverwaltungsgericht besteht
ausdem Prasidentenund ausden
Vorsitzenden Richtern und weiteren Richtern
in erforderlicher Anzahl.

(2) Beidem Bundesverwaltungsgericht
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werden Senate gebildet.
(3) Die Senate des
Bundesverwaltungsgerichts entscheiden in
der Besetzung von funf Richtern, bei
Beschlissen auRerhalb der miindlichen
Verhandlungin der Besetzung von drei
Richtern.
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§11

(1) Bei dem Bundesverwaltungsgericht wird ein

GrofR3er Senat gebildet.

(2) Der Grol3e Senat entscheidet,

wenn ein Senatin einer Rechtsfrage

von der Entscheidung eines anderen

Senats oderdes Grof3en Senats

abweichen will.

(3) Eine Vorlage an den Grof3en Senat ist nur
zulassig, wenn der Senat, von dessen
Entscheidung

abgewichen werden soll, auf Anfrage des

erkennenden Senats erklart hat, dafd er an

seiner Rechtsauffassung festhalt. Kann
der Senat, von dessen Entscheidung
abgewichen werden soll, wegen einer

Anderung des

Geschaftsverteilungsplanes mit der

Rechtsfrage nicht mehr befal3t werden, tritt

der Senat an seine Stelle, der nach dem

Geschaftsverteilungsplan fur den Fall, in

dem abweichend entschieden wurde,

nunmehr zustandig ware. Uber die

Anfrage und die Antwortentscheidetder

jeweilige Senatdurch Beschluf3inderfir

Urteile erforderlichen Besetzung.

(4) Der erkennende Senatkann eine Frage

von grundsatzlicher Bedeutung dem

Grof3en Senat zur Entscheidung vorlegen,

wenn das nach seiner Auffassung zur

Fortbildung des Rechts oder zur Sicherung

einer einheitlichen Rechtsprechung

erforderlich ist.

(5) Der Grof3e Senat bestehtaus dem

Prasidenten und je einem Richter der

Revisionssenate, in denen der Prasident

nichtden Vorsitz fuhrt. Legt ein anderer als

ein Revisionssenat vor oder soll von dessen

Entscheidung abgewichen werden, ist auch

ein Mitglied dieses Senats im GrofRen Senat

vertreten. Bei einer Verhinderung des

Prasidenten tritt ein Richter des Senats, dem

er angehort, an seine Stelle.

(6) Die Mitglieder und die Vertreter werden

durch das Prasidium fur ein Geschaftsjahr

bestellt. Das giltauch fur das Mitglied eines
anderen Senats nach Absatz 5 Satz 2 und
fur seinen Vertreter. Den Vorsitz im Grol3en

Senat fuhrt der Prasident, bei Verhinderung

das dienstélteste Mitglied. Bei

Stimmengleichheit gibt die Stimme des

Vorsitzendenden Ausschlag.
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(7) Der GroR3e Senat entscheidet nur tiber
die Rechtsfrage. Er kann ohne mundliche
Verhandlung entscheiden. Seine
Entscheidung ist in der vorliegenden
Sache fur den erkennenden Senat
bindend.
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§12

(1) Die Vorschriften des § 11 gelten fiir das

Oberverwaltungsgericht entsprechend, soweit

es Uber eine Frage des Landesrechts

endgiltig entscheidet. An die Stelle der

Revisionssenate treten die nach diesem

Gesetz gebildeten Berufungssenate.

(2) Besteht ein Oberverwaltungsgericht

nur aus zwei Berufungssenaten, so

treten an die Stelle des Grof3en Senats

die Vereinigten Senate.

(3) Durch Landesgesetz kann eine
abweichende Zusammensetzung des
Grol3en Senats bestimmtwerden.
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§13

Bei jedem Gericht wird eine Geschéftsstelle
eingerichtet. Sie wird mit der erforderlichen
Anzahl von Urkundsbeamten besetzt.
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§14

Alle Gerichte und Verwaltungsbehdrden
leisten den Gerichten der
Verwaltungsgerichtsbarkeit Rechts- und
Amtshilfe.

GBI Juadll | 2. Abschnitt
T Richter
L)l
Vodale | 8§15
32 W VUslgall (S @ 3] Blnll (ke BLaAN gz (V) (1) Die Richter werden auf Lebenszeit ernannt,
ROIN soweit nicht in §8 16 und 17 Abweichendes
bestimmt ist.
(cwsdl) (Y) | (2) (weggefallen)
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(3) Die Richter des
Bundesverwaltungsgerichts missen das
funfunddreiRBigste Lebensjahr vollendet
haben.
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§ 16

Bei dem Oberverwaltungsgericht und bei
dem Verwaltungsgericht kdnnen auf
Lebenszeit ernannte Richter anderer Gerichte
und ordentliche Professoren des Rechts fir
eine bestimmte Zeit von mindestens zwei
Jahren, langstens jedoch fir die Dauer ihres
Hauptamts, zu Richtern im Nebenamt
ernannt werden.
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§17

Bei den Verwaltungsgerichten kédnnen auch
folgende Richter verwendet werden:

I. Richter auf Probe,

2. Richter kraft Auftrags und

3. Richter auf Zeit.
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§18

Zur Deckung eines nur voribergehenden
Personalbedarfs kann ein Beamter auf
Lebenszeit mit der Befahigung zum
Richteramt fir die Dauer von mindestens
zwei Jahren, langstens jedoch fir die Dauer
seines Hauptamts, zum Richter auf Zeit

duo gl ddasy Dgaidl OYgluall § (ndizell pb BLad)l Jaze
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-GL"JS" Bladll 0gl Richtergesetzes ist entsprechend
- anzuwenden.
EJEI Jyaddl | 3. Abschnitt
.. s Ehrenamtliche Richter
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Der ehrenamtliche Richter wirkt bei der
mundlichen Verhandlung und der Urteilsfindung
mit gleichen Rechten wie der Richter mit.
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§20

Der ehrenamtliche Richter mul3 Deutscher sein.
Er soll das 25. Lebensjahr vollendet und seinen
Wohnsitz innerhalb des Gerichtsbezirks haben.
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§21

(1) Vom Amt des ehrenamtlichen Richters sind
ausgeschlossen
I. Personen, die infolge Richterspruchs die
Fahigkeit zur Bekleidung offentlicher
Amter nicht besitzen oder wegen einer
vorsatzlichen Tat zu einer Freiheitsstrafe
von mehr als sechs Monaten verurteilt
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worden sind,

2. Personen, gegen die Anklage wegen
einer Tat erhoben ist, die den Verlust
der Fahigkeit zur Bekleidung
offentlicher Amter zur Folge haben
kann,

3. Personen,die nichtdas Wahlrechtzu den
gesetzgebenden Korperschaften des
Landes besitzen.
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NP
(2) Personen, die in Vermodgensverfall geraten
sind, sollen nicht zu ehrenamtlichen
Richtern berufen werden.
YY dale §22

Zu ehrenamtlichen Richtern kénnen nicht berufen

werden

l. Mitglieder des Bundestages, des
Europaischen Parlaments, der
gesetzgebenden Kérperschaften eines
Landes, der Bundesregierung oder einer
Landesregierung,
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2. Richter,
3. Beamte und Angestellte im 6ffentlichen
sLaall .Y Dienst, soweit sie nicht ehrenamtlich tatig
sind,
e glaiel! G'UJ% 4&"55")‘ Plaadb aleladly (palsgall Y 4. Berufssoldaten und Soldaten auf Zeit,
Sledl el 4a. (weggefallen)
. - . | 5. Rechtsanwélte, Notare und Personen, die
e83ally (il s izl .2 fremde Rechtsangelegenheiten
(cusd)) Je geschiftsmaRig besorgen.
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(1) Die Berufung zum Amt des ehrenamtlichen
Richters dirfen ablehnen

I. Geistliche und Religionsdiener,

2. Schéffen und andere ehrenamtliche Richter,

3. Personen, die zwei Amtsperioden lang als

ehrenamtliche Richter bei Gerichten der

allgemeinen Verwaltungsgerichtsbarkeit tatig
gewesen sind,

Arzte, Krankenpfleger, Hebammen,

Apothekenleiter, die keinen weiteren Apotheker

beschéftigen,

6. Personen, die die Regelaltersgrenze nach dem
Sechsten Buch Sozialgesetzbuch erreicht
haben.

(2) In besonderen Harteféllen kann auferdem auf

Antrag von der Ubernahme des Amtes befreit
werden.
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1) duain o Brimall a2 (oW pxy (V)
SYY LY olgal Tadg dipns Tslan dmy o ol Sy @) )

§24

(1) Ein ehrenamtlicher Richter ist von seinem
Amt zu entbhinden, wenn er
I. nach 88 20 bis 22 nicht berufen werden

Konrad-Adenauer-Stiftung, 2019

Translated by Amira Bakr for the Rule of Law Programme Middle East/North Africa




Rule of Law Programme Middle East / North Africa

Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO)

KONRAD
ADENAUER

A
'- STIFTUNG

S Ao By guas dsaio plgas J1 .Y

91 ) 8,831 YY 8oladl eluol e ady .Y

Lol Dgllan)l dodud! gl duadll whadll 4l oS5 o ¢
3l daie plgo

ASmall Wl (1Y) pranddl] (§ diold] O e A5 .0
Al @S Sy daniunsd! Lol SV Gass § (V)
Aoddl e slac)

@ Byl dS=a Jlgs Sa>] Y1 s 3 8 (V)
e 2ly Y 8,389 09Y 08) ) 8,581 Hlb] (§ dadlgll VI
L3 By §ouar BN LS L Bimall e (o2l b
28 92l Flaxwdl day ad gkl (S ¥ AL JLad

" Cojionall

& Jdl B! apaniy Lo Blelye po T 8801 (3 (£)
Y 8,241 YV 8okl 5] (§ dadlgll oYl

Je gl Brizall 4 (92l (0 pie b e sy (0)
8,24l (adg adlg)l )l c) Lol dyylaYl dSoxall 8,515
29 da 45,5 9l egtal) 45 95181 AasDlall Blay] 4T U § ¥

Y pé) Y oladl Czmgan (S92

konnte oder nicht mehr berufen werden
kann oder

2. seine Amtspflichten groblich verletzt hat
oder

3. einen Ablehnungsgrund nach § 23 Abs. 1
geltend macht oder

4. die zur Auslibung seines Amtes
erforderlichen geistigen oder
kdrperlichen Fahigkeiten nicht mehr
besitzt oder

5. seinen Wohnsitz im Gerichtsbezirk aufgibt.

(2) In besonderen Hartefallen kann

auRRerdem auf Antrag von der weiteren

Ausiibung des Amtes entbunden

werden.

(3) Die Entscheidung trifft ein Senat

des Oberverwaltungsgerichts in den

Fallen des Absatzes 1 Nr. 1, 2 und 4

auf Antrag des Prasidenten des

Verwaltungsgerichts, in den Féllen des

Absatzes 1 Nr. 3 und 5 und des

Absatzes 2 auf Antrag des ehrenamtlichen

Richters. Die Entscheidung ergehtdurch

Beschlu3 nach Anhérung des

ehrenamtlichen Richters. Sieist

unanfechtbar.

(4) Absatz 3 gilt entsprechend in den Fallen

des § 23 Abs. 2.

(5) Auf Antrag des ehrenamtlichen

Richters ist die Entscheidung nach

Absatz 3 von dem Senat des

Oberverwaltungsgerichts aufzuheben,

wenn Anklage nach § 21 Nr. 2

erhoben war und der Angeschuldigte

rechtskraftig auRer Verfolgung gesetzt

oder freigesprochen worden ist.

Yo dole

§25

Die ehrenamtlichen Richter werden auf finf
Jahre gewahit.

Y1 8ok

3\.&2@&& &Nlﬂ&éh&)b@}jw S“”(\)
Aoyl (Slxall 30

Lzl oy ST Ayl 3Y1 ASomall yuthy (p0 Dl (955 ()
A5 oo sliael dawy 4Y9)) dagSony (5yl] Cabbgay
LW SIS il O 0 (r0 IS oy (L dlaneS
o & Anl duasasce B o LY Gulmo U (10 deSnal)
el sl ogiliciun] b &Y o)l 09316 aude jan Lo Tads
o 425 O Ol OlegSd jom . Biome a8 GBS
elais Ofy ©IYI Cabbgall Hlusl Blaty Lewd JgYI Lo

§ 26

(1) Bei jedem Verwaltungsgericht wird ein
Ausschuld zur Wahl der ehrenamtlichen Richter
bestellt.

(2) Der Ausschufd besteht aus dem
Prasidenten des

Verwaltungsgerichts als

Vorsitzendem, einem von der
Landesregierung bestimmten
Verwaltungsbeamten und sieben
Vertrauensleuten als Beisitzern.

Die Vertrauensleute, ferner sieben
Vertreter werden aus den

Einwohnern des
Verwaltungsgerichtsbezirks vom

Landtag oder von einem durch ihn
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bestimmten Landtagsausschull

oder nach Mal3gabe eines
Landesgesetzes gewahlt. Sie

missen die Voraussetzungen zur
Berufung als ehrenamtliche

Richter erfillen. Die
Landesregierungen werden

erméachtigt, durch

Rechtsverordnung die

Zustandigkeit fur die

Bestimmung des Verwaltungsbeamten
abweichend von Satz 1 zu regeln. Sie
kénnen diese Erméachtigung auf
oberste Landesbehoérden tbertragen.
In den Fallen des 8 3 Abs. 2 richtet sich
die Zustandigkeit fir die Bestellung des
Verwaltungsbheamten sowie des
Landes furdie Wahl der
Vertrauensleute nach dem Sitz des
Gerichts. Die Landesgesetzgebung
kann in diesen Fallen vorsehen, dass
jede beteiligte Landesregierung einen
Verwaltungsbeamten in den
Ausschuss entsendet und dass jedes
beteiligte Land mindestens zwei
Vertrauensleute bestellt.

(3) Der Ausschul} ist beschlu3fahig,
wenn wenigstens der Vorsitzende,

ein Verwaltungsbeamter und drei
Vertrauensleute anwesend sind.

YV ask

Jloecl oLl (DI cxd fioeall_p BLABN sue bl sames
e e 53] § o S Bl Sy pony AuSnal

§ 27

Die fur jedes Verwaltungsgericht erforderliche
Zahl von ehrenamtlichen Richtern wird durch
den Prasidenten so bestimmt, daf
voraussichtlich jedes zu héchstens zwolf

@lgd wladlxall Sgume e Odally Olablaall puss
Lzl a5 Ol g e S o omall 42 BLadl #1538
ool sue Aadloe (S giue (de dinde SS9 dabolie S
Canso Aol 04 (3 .71ABY o3B3 pgivasdl @i (ol
ol e BLadll e YV Bl 3 gllasll sl
@ el sbachl lgiel (45 dslall § zhal
Aadlme Sgimn Je dodal) ol dabliol) dlias)l diggll
AT 315 Vg 095lall argay sbiasYl sde Ciuas 3o uxSy

U A digl) H),a)) 3l

.@a.'éi.\zsﬁwl & | ordentliche Sitzungstagen im Jahr
i herangezogen wird.
YA | 828

Die Kreise und kreisfreien Stadte

stellen in jedem funften Jahr eine
Vorschlagsliste fir ehrenamtliche

Richter auf. Der Ausschuf3 bestimmt
furjedenKreis und fur jede kreisfreie
Stadtdie Zahl der Personen, diein

die Vorschlagsliste aufzunehmen

sind. Hierbeiist die doppelte Anzahl
dernach § 27 erforderlichen
ehrenamtlichen Richter zugrunde zu legen.
Fir die Aufnahme in die Liste ist die
Zustimmung von zwei Dritteln der
anwesenden Mitglieder der
Vertretungskdrperschaft des Kreises oder der
kreisfreien Stadt, mindestens jedoch die
Halfte der gesetzlichen Mitgliederzahl
erforderlich. Die jeweiligen Regelungen zur
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Beschlussfassung der
Vertretungskdrperschaft bleiben unberuhrt.
Die Vorschlagslisten sollen auRer dem

o0 ekl izall e 8Ladll s didll Hlss (V)
Ol &5 3oV u> dudel ol 731 dsy

Bole] slare (5> pgmolio § Ogdfoall nt BLadll (o (V)
oy

WS E N 2\3)13}1\ Namen auch den Geburtsort, den Geburtstag
und Beruf des Vorgeschlagenen enthalten;
sie sind dem Prasidenten des zustandigen
Verwaltungsgerichts zu tGbermitteln.

Yasole | 829

(1) Der Ausschu3wahltausden

Vorschlagslisten miteiner Mehrheitvon

mindestens zwei Drittelnder Stimmen die

erforderliche Zahlvonehrenamtlichen

Richtern.

(2) Bis zur Neuwabhl bleiben die bisherigen
ehrenamtlichen Richter im Amt.

Y. dole

Joadl & sy i dpyloYl AeSonall dnlly died 33 (V)
cndiioeall e 8Laall Blaiwdl sy

adl b ioeell e 8Ladl uclue 4a3ld slus] j9zu (Y)
G o Bl Lgro )l of AeSmall 8315 (§ (prasdioll
AsBgie pe B9l L)l Al

§ 30

(1) Das Prasidium des Verwaltungsgerichts
bestimmt vor Beginn des Geschéaftsjahres
die Reihenfolge, in der die ehrenamtlichen
Richter zu den Sitzungen heranzuziehen
sind.

(2) Fur die Heranziehung von

Vertretern bei unvorhergesehener
Verhinderung kann eine Hilfsliste

aus ehrenamtlichen Richtern

aufgestellt werden, die am

Gerichtssitz oder in seiner Nahe

(Y7 8obe) d&dl Joeo guanlly Cfixall ns @blﬂ\ Jua=
Asladll lagailly Colg ll 0gslal sy ol e

wohnen.
YYydole | 831
(s T) (weggefallen)
YyYsole | 832

Der ehrenamtliche Richter und der
Vertrauensmann (8 26) erhalten eine
Entschadigung nach dem
Justizvergitungs- und -
entschadigungsgesetz.

Yy sole

Pl G Gjall pe @21 e dalye (12,8 Se20 (V)
U1 5T B8 e gy A sland] 239 o6 gl
Wl ez WS .3l Ak b aslge el oo g

ASels 58 Aozl CaJEG! Wyt

S5 51l lsd] Sng sbadll dixd (udy) HLEN 095 (V)
35 <35 (3 il ookl Al (3 U

§ 33

(1) Gegen einen ehrenamtlichen Richter, der
sich ohne gentigende Entschuldigung zu
einer Sitzung nicht rechtzeitig einfindet oder
der sich seinen Pflichten auf andere Weise
entzieht, kann ein Ordnungsgeld festgesetzt
werden. Zugleichkénnenihmdie durch sein
Verhalten verursachten Kosten auferlegt
werden.

(2) Die Entscheidung trifft der

Vorsitzende. Bei nachtraglicher
Entschuldigung kann er sie ganz oder

zum Teil aufheben.

Konrad-Adenauer-Stiftung, 2019
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§34

88 19 bis 33 gelten fur die
ehrenamtlichen Richter bei dem
Oberverwaltungsgericht entsprechend,
wenn die Landesgesetzgebung bestimmt
hat, dal? bei diesem Gericht

doladl slosYl dolyan) B5L Loyl de oSl s (V)
Al Bylig ) didaiy Lol &ylaYl deSxall S
&)oYl dsSoall W Dol dxbiaddl COL Aol
Ayl dsSoadl pll sl S G Aliwdl Lol
olmall plel Clsl2Yl el Gy dolsl
dogSoal Olaakad dalall dxbianll LU auly .dySuall

Al

dbiaall Lo el of Lol dnlaYl ASomell e (Y)

,L;‘,LAS\ Szl ehrenamtliche Richter mitwirken.
Bl Jaddl | 4. Abschnitt
dola! Gl i 9%3 Vertreter des offentlichen Interesses
Yo 8ole § 35

(1) Die Bundesregierungbestellt
einenVertreterdes
Bundesinteressesbeim
Bundesverwaltungsgericht und
richtetihnim Bundesministerium
desInnernein. Der Vertreterdes
Bundesinteressesbeim
Bundesverwaltungsgericht kann sich an
jedem Verfahren vor dem
Bundesverwaltungsgericht beteiligen; dies
gilt nichtfirVerfahrenvorden
Wehrdienstsenaten. Eristan die Weisungen
der Bundesregierung gebunden.

S0 QI 3958 pganye o 2Uy &)1 Ao S e (V)
ASomally oY L)l done S dolall dxbmal
blad) Lols o ple S5 a3 3 Jsz9 Aylayl

A 53 5 5 5N e bl B

M duaity bo Blelyo po ¥ 8,89 YO Solall (G (V)
J!

wail) dypyé dolall (2) Das Bundesverwaltungsgericht gibt
dem Vertreter des Bundesinteresses
beim Bundesverwaltungsgericht
Gelegenheit zur AuRerung.
Yldok | 836

(1) Bei dem Oberverwaltungsgericht und bei
dem Verwaltungsgericht kann nach MalRgabe
einer Rechtsverordnung der Landesregierung
ein Vertreter des offentlichen Interesses
bestimmt werden. Dabei kann ihm allgemein
oder fur bestimmte Falle die Vertretung des
Landes oder von Landesbehdrden Ubertragen
werden.

(2) 835 Abs. 2 gilt entsprechend.

YV dole

S @byl dxbiasdl CS6 e S 05 OF e (V)
Byl § orisxell dbglang Lol Ayl daSoxal!
9 o2l dadsy duylaa) Jualll e o35l desll Llall
BLadll 0936 e S Byaall V) - Boladl Loy b sl

N

§ 37

(1) DerVertreterdesBundesinteressesbeim
Bundesverwaltungsgerichtund seine
hauptamtlichen Mitarbeiter des héheren
Dienstes mussen die Befahigung zum
Richteramt haben oder die Voraussetzungen
des § 110 Satz 1 desDeutschen
Richtergesetzeserfiillen.

(2) Der Vertreter des 6¢ffentlichen

Konrad-Adenauer-Stiftung, 2019
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Interesses bei dem Oberverwaltungsgericht
und bei dem Verwaltungsgericht muf3 die
Befahigung zum Richteramt nach dem
Deutschen Richtergesetz haben; § 174
bleibt unberthrt.

b gally BLadll deds e dSall Luid) B0 (V)
keladlg cpabs gallg Mﬁgzﬁ

1A Ll 8,311 9 &ylsY) Bl deSone yu (Y)
Ay laYl ASmall e

AVE Baldl i
ool Jaddl | 5. Abschnitt
- Gerichtsverwaltung
Aol B)l0)
YAdol | 838

(1) Der Prasident des Gerichts bt die
Dienstaufsicht Uber die Richter, Beamten,
Angestellten und Arbeiter aus.

Ubergeordnete Dienstaufsichtsbehérde fiir das
Verwaltungsgericht ist der Prasident des
Oberverwaltungsgerichts.

¥a sole

Blol d8Me g Lud Al) Jlash deSiomall CadlSS oY

§ 39

Dem Gericht dirfen keine
Verwaltungsgeschafte auRerhalb der
Gerichtsverwaltung Ubertragen werden.

©lejlie 45K 3 zgire dylaYl @Sloxall plol alall 33,1 (V)
025 3y @ 13] 91 ) gins Amudo I3 CIET13) Y] pladl (1 g3Lal)
&3 Sloms poliaisly (Son 53151 0536 (st gopo
Ol lgde Biday (I pldl Ol Cileilie Al e

AN O3B gy 53 ASme ) AV 51oYl

Q@ dogiie bl Srall plel pakall Gl 05SS (Y)
9 plall lall e ysuas &1 ALl Gsaond] ol
0 Clasgadl Gsd> gl plall 09l 395 eyl Elul Aae
lg (Sow @ Olarlglb MY Ccan Guss (1)L
0950 L“g\Jl alejliall Ao 1da G Yy pladl ggilall
Bl ISV s olday pasgaill B> L9iS e g 90
G5 Y 329 Aol ASL dewlldl gl
Lol gahall Bybg e gSodll (ab> gall Aol (ylsall
Gl OIS o e dazrldl AWl 1Y e sl

ool 0999 das e Og3lal LAl

Sl |
oookud! Juaddl | 6. Abschnitt
SN S o e el = Verwaltungsrechtsweg und Zustandigkeit
webaisYlg 4laYl @Sleall 46 g3l (§ylall
¢.830L| 840

(1) DerVerwaltungsrechtswegistinallen
o6ffentlich-rechtlichen Streitigkeiten
nichtverfassungsrechtlicher Art gegeben,
soweit die Streitigkeiten nicht durch
Bundesgesetz einem anderen Gericht
ausdriicklich zugewiesen sind. Offentlich-
rechtliche Streitigkeiten aufdem Gebietdes
Landesrechts kdnneneinemanderen
Gerichtauch durch Landesgesetz
zugewiesen werden.

(2) Furvermogensrechtliche Anspriiche
aus Aufopferung fiirdas gemeine Wohl
und aus 6ffentlich-rechtlicher
Verwahrung sowie flr
Schadensersatzanspriche ausder
Verletzung 6ffentlich-rechtlicher
Pflichten, die nicht auf einem 6ffentlich-
rechtlichen Vertrag beruhen, istder
ordentliche Rechtsweg gegeben; dies gilt
nicht fur

Streitigkeiten Uber das Bestehen und die
Hohe eines Ausgleichsanspruchsim
Rahmen des Artikels 14 Abs. 1 Satz 2des
Grundgesetzes. Die besonderen Vorschriften
des Beamtenrechts sowie Uiberden
Rechtsweg bei Ausgleich von
VermégensnachteilenwegenRicknahme
rechtswidrigerVerwaltungsaktebleiben
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unberuhrt.
¢ybole | 841
(s T) (weggefallen)
£Ydole | 842

) (1) Durch Klage kann die Aufhebung eines
S9£3) Ga) L8 s Seelll CBBua 05 Of Je= (V) | Verwaltungsakts (Anfechtungsklage) sowie
TN - . Sl of (2l die Verurteilung zum Erlal’ eines

9l 49y o3 43 o8 @IS Lde Kl abgelehnten oder unterlassenen

(pIPYN s9e3) o)luua] e pisel | Verwaltungsakts (Verpflichtungsklage)

begehrtwerden.

SISYIOLAN 0L (sokall (£l 13] V) M 9ol 5325 (V) | (2) Soweit gesetzlich nichts anderes
S50 o) Of 489> gy 0yluo] (4o ﬁ@}}’bi 0yldus] u;,_é)ji bestimmt ist,__ ist die Klage nur zulassig,
e s . | wenn der Klager geltend macht, durch
3 pk 92k 035 | gen Verwaltungsakt oder seine
Ablehnung oder Unterlassung in seinen
Rechten verletzt zu sein.

tysole | 843

(1) Durch Klage kann die Feststellung des

pds 9l A g3ld A8Me 5918 LY (5960 285 O j9= (V) | Bestehens oder Nichtbestehens eines
. . s ar . £ Rechtsverhaltnisses oder der Nichtigkeit
Ao e Al L?Cw o513 GLobs Ok o L@uyﬁ eines Verwaltungsakts begehrtwerden,
(LY gse0) . dzmaall WY (o238 | wenn der Klager ein berechtigtes Interesse
ander baldigen Feststellung hat
(Feststellungsklage).
) (5965 4Bl 3> (£uall OE 3] O3] b jg2u (V)
dielaiwl oF of 5.4 1Y 5, of 3@l ausdl | (2) Die Feststellung kann nicht begehrt werden,

s 08 5l &hls (’JJ}’ Bse 8)’3 gyl.a.! &pﬁj soweit der Klager seine Rechte durch
-3 JUay] sell e alyadl OB 13] 1 (5 Y9 .3 Gestaltungs- oder Leistungsklage verfolgen
kann oder héatte verfolgen kénnen. Dies gilt
nicht, wenn die Feststellung der Nichtigkeit
eines Verwaltungsakts begehrt wird.

tedole | 844

Mehrere Klagebegehren kébnnen vom
CIE 13 Bulg S92 (§ lae Bue (Sl Ol i Of (s4ell | Klager in einer Klage zusammen verfolgt
e T T e werden, wenn sie sich gegen denselben
2 31 & 9 g Lo 9 dude L’;'w‘ o L2 Beklagten richten, im Zusammenhang
AS>all juis | stehen und dasselbe Gericht zustandig ist.

ite solo | 8§ 44a

_ Rechtsbehelfe gegen behordliche
dalazall &ylaY) daludl Gilelyz] (3 YMatwl alall 5920 | Verfahrenshandlungen kénnen nur

. o . R . . gleichzeitig mit den gegen die

L2 paball @yl Bl Gud 3 lgd palall Sy dsjlall Sachentscheidung zulassigen

OB B3] e G Vg dsjlall gounge § oLall 18l | Rechtsbehelfen geltend gemacht

‘Lo 15 o of sl AL oyl dlaled! ols ool werden. Dies gilt nicht, wenn behdrdliche
Ok Do I3 =0B 91 B = 'ﬁ’ u;.).?-; Verfahrenshandlungenvollstreckt
-Aejlll S Hhlawe & By | werdenkonnenodergegeneinen
Nichtbeteiligtenergehen.
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godole | 8§45

Das Verwaltungsgericht entscheidet im
olelll 888§ Jadll § Wlan| dylal A=)l jaizs | ersten Rechtszug uber alle Streitigkeiten,
) ) : fir die der Verwaltungsrechtsweg

Sl sbadll 31,k g Zeiaall offensteht.

¢80l | 846

Das Oberverwaltungsgericht entscheidet tber
I Ggadall 3 Juaddl § Blaiwl &S yaixs | das Rechtsmittel
. T 1 n (Bfese | . . I. derBerufung gegen Urteile des
ASoall U3 (0 By3Lall ‘=S_>33\ gL b okl @ ) Verwaltungsgerichts und
d,lsYl | 2. derBeschwerde gegen andere
- Soeel) (@ Y1 el 5 a3 Entscheidungen des
43)‘%” &3 wbhallwe “3 v Verwaltungsgerichts.
3. (weggefallen)

cualLy

tviole | 847

(1) Das Oberverwaltungsgericht entscheidet im
OWladb Wlad pes Bliiwl dS=e (aiss (V) | Rahmen seiner Gerichtsbarkeit auf Antrag Uber

. . . die Gultigkeit
A= g Jeatll I. von Satzungen, die nach
den Vorschriften des
. wailal Bae B 3 < s Baugesetzbuchs erlassen
W‘fdb bl 0gila) Ladg DJJL‘:J‘ TL"W,)LNB" ‘Q:‘QJ‘ 3 worc?en sind, sowie von
0938 (e ¥ 8,2al1 YET Bolall o1 (389 8y3lall 4 gilal] Rechtsverordnungen auf
<L) Grund des § 246 Abs. 2
’ des Baugesetzbuchs
2. von anderen im Rang unter dem
Ol &Yl 0938 ddye 090 (o (&) &3 4G 93lall a8 LY Landesgesetz stehenden
s AVl 0436 (S Rechtsvorschriften, sofern das

Landesrecht dies bestimmt.

Y O] iyl oy diws IS Cllall pulis OF 920 (Y) | (2) Den Antrag kann jede naturliche oder

A La:cl : . ‘ A ,".w‘ juristische Person, die geltend macht, durch
Ob g Glael ol gub paxd Gl b oe 4y die Rechtsvorschrift oder deren Anwendung in
G 848> i ol Sl 18 Lgadas of dog3lall (oli.-;))l ihren Rechten verletzt zu sein oder in

. . Ll 1 .. L absehbarer Zeit verletzt zu werden, sowie jede
B Jd UA : ;‘ el L TR o o) 9 Behorde innerhalb eines Jahres nach

A §ad) 91 8,511 ol dig)) o Cddall dr g0 O Lz 4519001 | Bekanntmachung der Rechtsvorschrift stellen.
3 Gy L] deSios) a3l aEY| (A Er ist gegen die Kérperschaft, Anstalt oder
0 ? . -N - d (°. )) "UJM ‘5\1 Stiftung zu richten, welche die

PESYI el cpdll plal Ogilall jolsesl ol &Y9)l il | Rechtsvorschrift erlassen hat. Das

§udad oo Jol UM Budaill Aoy eguolais| ERINH] Obervervyalltur'lgsgericht kann dem Land und
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J durch die Rechtsvorschrift berihrt wird,
Gelegenheit zur Au3erung binnen einer zu
bestimmenden Frist geben. § 65 Abs. 1 und 4
de i g0 b @5 (Gylasl 9 (sl jasead js=0 Y (1Y) | und § 66 sind entsprechend anzuwenden.
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ist unzulassig, wenn die den Antrag stellende
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Person nur Einwendungen geltend macht,
die sie im Rahmen der 6ffentlichen
Auslegung (8 3 Abs. 2 des Baugesetzbuchs)
oderim Rahmen der Beteiligung der
betroffenen Offentlichkeit (§ 13 Abs. 2 Nr. 2
und

§ 13a Abs. 2 Nr. 1 des Baugesetzbuchs)
nicht oder verspéatet geltend gemacht hat,
aber hatte geltend machen kénnen, und
wenn auf diese Rechtsfolge im Rahmen der
Beteiligung hingewiesen worden ist.

(3) Das Oberverwaltungsgericht pruft die
Vereinbarkeit der Rechtsvorschrift mit
Landesrecht nicht, soweit gesetzlich
vorgesehen ist, daf3 die Rechtsvorschrift
ausschlieR3lich durch das
Verfassungsgericht eines Landes
nachprifbar ist.

(4) Ist ein Verfahren zur Uberprufung der
Glltigkeit der Rechtsvorschrift bei einem
Verfassungsgericht anhéngig, so kann das
Oberverwaltungsgericht anordnen, dafi die
Verhandlung bis zur Erledigung des
Verfahrens vor dem Verfassungsgericht
auszusetzen sei.

(5) Das Oberverwaltungsgericht
entscheidet durch Urteil oder, wenn es
eine mundliche Verhandlung nicht ftr
erforderlich halt, durch Beschluf3.

Kommt das Oberverwaltungsgericht zu
der Uberzeugung, daR die
Rechtsvorschrift ungdiltig ist, so erklart
es sie fur unwirksam; in diesem Fall

ist die Entscheidung allgemein
verbindlich und die Entscheidungsformel
vom Antragsgegner ebenso zu
verdffentlichenwie die Rechtsvorschrift
bekanntzumachen ware. Fur die Wirkung der
Entscheidung gilt § 183 entsprechend.

(6) Das GerichtkannaufAntrag eine
einstweilige Anordnung erlassen,wenndies
zur Abwehr schwerer Nachteile oder aus
anderen wichtigen Griinden dringend
gebotenist.
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§ 48

(1) Das Oberverwaltungsgericht entscheidet im
ersten Rechtszug uUber sédmtliche Streitigkeiten,
die betreffen

I. die Errichtung, den Betrieb, die
sonstige Innehabung, die
Veranderung, die Stillegung,
den sicheren Einschluf und
den Abbau von Anlagen im
Sinne der 88 7 und 9a Abs. 3
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des Atomgesetzes,

die Bearbeitung, Verarbeitung und
sonstige Verwendung von
Kernbrennstoffen auRerhalb von
Anlagen der in § 7 des Atomgesetzes
bezeichneten Art (§ 9 des
Atomgesetzes) und die wesentliche
Abweichung oder die wesentliche
Veranderung im Sinne des § 9 Abs. 1
Satz 2 des Atomgesetzes sowie die
Aufbewahrung von Kernbrennstoffen
auRRerhalb der staatlichen Verwahrung
(8 6 des Atomgesetzes),

die Errichtung, den Betrieb und die
Anderung von Kraftwerken mit
Feuerungsanlagen fur feste, fluissige
und gasformige Brennstoffe mit einer
Feuerungswérmeleistung von mehr als
dreihundert Megawatt,
Planfeststellungsverfahren geman §
43 des Energiewirtschaftsgesetzes
und gemal § 2 Absatz 1 in
Verbindung mit8 1 Absatz 2 Satz 1
Nummer 2 der
Seeanlagenverordnung, soweit nicht
die Zustandigkeit des
Bundesverwaltungsgerichts nach 8§
50 Absatz 1 Nummer 6 begrindetist,
Verfahren furdie Errichtung, den Betrieb
und die wesentliche Anderung von
ortsfesten Anlagen zur Verbrennung
oderthermischen Zersetzungvon
Abfallen miteinerjahrlichen
Durchsatzleistung (effektive Leistung)
von mehr als einhunderttausend Tonnen
und von ortsfesten Anlagen, in denen
ganz oder teilweise Abfalle im Sinne des
8 48 des Kreislaufwirtschaftsgesetzes
gelagert oder abgelagert werden,

das Anlegen, die

Erweiterung oder

Anderung und den

Betrieb von

Verkehrsflughafen und

von

Verkehrslandeplatzen mit
beschranktem

Bauschutzbereich,
Planfeststellungsverfahren flr

den Bau oder die Anderung der
Strecken von StralBenbahnen,
Magnetschwebebahnen und

von offentlichen Eisenbahnen

sowie furden Bau oder die

Anderung von Rangier- und
Containerbahnhdéfen,
Planfeststellungsverfahren fiir den Bau
oder die Anderung von
Bundesfernstral3en,
Planfeststellungsverfahrenfiirden
Neubau oderden Ausbauvon
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Bundeswasserstraf3en.

Satz 1 gilt auch fir Streitigkeiten tGber
Genehmigungen, die anstelle einer
Planfeststellung erteilt werden, sowie fir
Streitigkeiten tber samtliche fur das
Vorhaben erforderlichen Genehmigungen
und Erlaubnisse, auch soweit sie
Nebeneinrichtungen betreffen, die mit ihm in
einem raumlichen und betrieblichen
Zusammenhang stehen. Die Lander kdnnen
durch Gesetz vorschreiben, daf3 Uber
Streitigkeiten, die Besitzeinweisungen in den
Fallen des Satzes 1 betreffen, das
Oberverwaltungsgericht im ersten Rechtszug
entscheidet.

(2) Das Oberverwaltungsgericht entscheidet
im ersten Rechtszug ferner tber Klagen
gegen die von einer obersten
Landesbehérde nach § 3 Abs. 2 Nr. 1 des
Vereinsgesetzes ausgesprochenen
Vereinsverbote und nach § 8 Abs. 2 Satz 1
des Vereinsgesetzes erlassenen
Verfugungen.

(3) (weggefallen)
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§ 49

DasBundesverwaltungsgerichtentscheidet

Uberdas Rechtsmittel

I. der Revision gegen Urteile des
Oberverwaltungsgerichts nach § 132,

2. derRevision gegen Urteile des
Verwaltungsgerichts nach 8§ 134 und
135,

3. der Beschwerde nach § 99 Abs. 2
und § 133 Abs. 1 dieses Gesetzes
sowie nach 8§ 17a Abs. 4 Satz 4
des
Gerichtsverfassungsgesetzes.

0. bole

B5lg 9 Gl Lol LylaY) Aol Juad (V)
Syl e Apgiwdll pt pladl Ol Gleile § )
daliseall LY ol g LY gllg

C)W&&ggﬁébﬁ}“&&lﬁ\xjgéﬁM&gbﬁ\@ Y
2199 b9 Olrazdl 05318 0 ¥ 08y Y 8,001 Y Balell Ladg
09 ¢pe )\ Ahazdl ¥ 8yaa)1 A Balal) Bdg §palall LylaYl

.OM‘

§ 50

(1) Das Bundesverwaltungsgericht entscheidet

im ersten und letzten Rechtszug

I. Uberoffentlich-rechtliche Streitigkeiten
nichtverfassungsrechtlicher Artzwischen
demBundunddenL&ndern und
zwischenverschiedenen Landern,

2. UberKlagen gegen die vom
Bundesminister des Innern nach § 3
Abs. 2 Nr. 2 des Vereinsgesetzes
ausgesprochenen Vereinsverbote und
nach 8 8 Abs. 2 Satz 1 des
Vereinsgesetzes erlassenen
Verfigungen,

3. Uber Streitigkeiten gegen
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Abschiebungsanordnungen
nach § 58a des
Aufenthaltsgesetzes und ihre
Vollziehung

4. UberKlagen, denen Vorgangeim
Geschaftsbereich des
Bundesnachrichtendienstes zugrunde
liegen,

5. Uber Klagen gegen MaRRnahmen
und Entscheidungen nach § 44a
des Abgeordnetengesetzes, nach
den Verhaltensregeln fur Mitglieder
des Deutschen Bundestages, nach
§ 6b des Bundesministergesetzes
und
nach 8 7 des Gesetzes Uberdie
Rechtsverhaltnisse der
Parlamentarischen Staatssekretéare in
Verbindung mit
§ 6b des Bundesministergesetzes,

6. Uber samtliche Streitigkeiten, die
Planfeststellungsverfahren und
Plangenehmigungsverfahren fir
Vorhaben betreffen, diein dem
Allgemeinen Eisenbahngesetz, dem
BundesfernstralBengesetz, dem
BundeswasserstraRengesetz, dem
Energieleitungsausbaugesetz, dem
Bundesbedarfsplangesetz oder dem
Magnetschwebebahnplanungsgesetz
bezeichnet sind.

(2) (weggefallen)

(3) Haltdas Bundesverwaltungsgericht
nach Absatz 1 Nr. 1 eine Streitigkeit fur
verfassungsrechtlich, so legt es die Sache
dem Bundesverfassungsgericht zur
Entscheidung vor.
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§51

(1) IstgeméanR § 5 Abs. 2 des
Vereinsgesetzes das Verbot des
Gesamtvereins an Stelle des Verbots
eines Teilvereins zu vollziehen, so ist
ein Verfahren Uber eine Klage dieses
Teilvereins gegen das ihm gegenuber
erlassene Verbot bis zum Erlald der
Entscheidung Uber eine Klage gegen
das Verbot des Gesamtvereins
auszusetzen.

(2) Eine
Entscheidung des
Bundesverwaltungs
gerichts bindetim
Falle des Absatzes 1
die
Oberverwaltungsger
ichte.

Konrad-Adenauer-Stiftung, 2019

Translated by Amira Bakr for the Rule of Law Programme Middle East/North Africa



Rule of Law Programme Middle East / North Africa

Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO)

KONRAD
ADENAUER
STIFTUNG

V-

Sl Hlas] Gabsyl dylyl Sl e o (V)
0. Balell oy Olrazdl oles glan oYl Blaiwdl

(3) Das Bundesverwaltungsgericht
unterrichtetdie Oberverwaltungsgerichte
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Fur die ortliche Zustandigkeit gilt folgendes:

I. In Streitigkeiten, die sich auf
unbewegliches Vermégen oder ein
ortsgebundenes Recht oder
Rechtsverhaltnis beziehen, ist nur das
Verwaltungsgericht ortlich zustandig, in
dessen Bezirk das Vermdgen oderder
Ortliegt.

2. BeiAnfechtungsklagengegenden
Verwaltungsakt einer
Bundesbehotrde odereiner
bundesunmittelbaren Kdrperschatft,
Anstaltoder Stiftung des 6ffentlichen
Rechtsistdas Verwaltungsgericht
ortlich zustandig, in dessen Bezirk die
Bundesbehdrde, die Kdrperschatft,
Anstalt oder Stiftung ihren Sitz hat,
vorbehaltlich
der Nummern 1 und 4. Dies gilt auch
bei Verpflichtungsklagen in den Fallen
des Satzes 1. In Streitigkeiten nach
dem Asylgesetzistjedoch das
Verwaltungsgericht értlich zustandig,
in dessen Bezirk der Auslander nach
dem Asylgesetz seinen Aufenthalt zu
nehmen hat; ist eine ortliche
Zustandigkeit danach nicht gegeben,
bestimmt sie sich nach Nummer 3.
Soweit ein Land, in dem der Auslander
seinen Aufenthalt
zu nehmen hat, von der Mdglichkeit
nach 8§ 83 Absatz 3 des
Asylgesetzes Gebrauch gemacht
hat, ist das Verwaltungsgericht
ortlich zustandig, das nach dem
Landesrecht fur Streitigkeiten nach
dem Asylgesetz betreffend den
Herkunftsstaat des Auslanders
zustandig ist. Fur Klagen gegen den
Bund auf Gebieten,
die in die Zustandigkeit der
diplomatischen und konsularischen
Auslandsvertretungen der
Bundesrepublik Deutschland fallen, ist
das Verwaltungsgericht ortlich zustandig,
in dessen Bezirk die Bundesregierung
ihren Sitz hat.

3. Bei allen anderen
Anfechtungsklagen vorbehaltlich
der Nummern 1 und 4 ist das
Verwaltungsgericht ortlich
zusténdig, in dessen Bezirk der
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Verwaltungsakt erlassen wurde. Ist

er von einer Behorde, deren
Zustandigkeit sich auf mehrere
Verwaltungsgerichtsbezirke

erstreckt, oder von einer
gemeinsamen Behérde mehrerer

oder aller Lander erlassen, so ist

das Verwaltungsgericht zustandig,

in dessen Bezirk der Beschwerte
seinen Sitz oder Wohnsitz hat. Fehlt
ein solcher innerhalb des
Zustandigkeitsbereichs der

Behorde, so bestimmt sich die
Zustandigkeit nach Nummer 5. Bei
Anfechtungsklagen gegen
Verwaltungsakte einer von den
Landern mit der Vergabe von
Studienplétzen beauftragten

Behorde ist

jedoch das Verwaltungsgericht drtlich
zustandig, in dessen Bezirk die Behdrde
ihren Sitz hat. Dies gilt auch bei
Verpflichtungsklagen in den Fallen der
Satze 1, 2 und 4.

Firalle Klagenauseinem
gegenwartigenoderfriheren
Beamten-, Richter-, Wehrpflicht-,
Wehrdienst- oder

Zivildienstverhaltnis und fur
Streitigkeiten, die sich auf die
Entstehung eines solchen
Verhéaltnisses beziehen, istdas
Verwaltungsgericht 6rtlich zustandig,
in dessen Bezirk der Klager oder
Beklagte seinen dienstlichen
Wohnsitz oderin Ermangelung
dessenseinen Wohnsitz hat. Hatder
Klager oder Beklagte keinen
dienstlichenWohnsitzoderkeinen
Wohnsitzinnerhalbdes
ZustandigkeitsbereichsderBehorde,
die den urspringlichen
Verwaltungsakt erlassen hat, soist
das Gericht drtlich zustandig, in
dessen Bezirk

diese Behorde ihren Sitz hat. Die Satze
1 und 2 gelten fur Klagen nach 8 79 des
Gesetzes zur Regelung der
Rechtsverhéaltnisse derunter Artikel 131
des GrundgesetzesfallendenPersonen
entsprechend.

In allen anderen Féllen ist das
Verwaltungsgericht ortlich zustandig,

in dessen Bezirk der Beklagte

seinen Sitz, Wohnsitz oder in
Ermangelung dessen seinen

Aufenthalt hat oder seinen letzten
Wohnsitz oder Aufenthalt hatte.
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§53

(1) Das zusténdige Gericht innerhalb

der Verwaltungsgerichtsbarkeit wird

durch das nachsthéhere Gericht

bestimmt,

I. wenn das an sich zustandige Gericht in
einem einzelnen Fall an der Ausiibung
der Gerichtsbarkeit rechtlich oder
tatsachlich verhindert ist,

2. wenn es wegen der Grenzen
verschiedener Gerichtsbezirke ungewif3
ist, welches Gericht fur den Rechtsstreit
zustandig ist,

3. wenn der Gerichtsstand sich nach § 52
richtet und verschiedene Gerichte in
Betracht kommen,

4. wenn verschiedene Gerichte sich
rechtskraftig fur zustandig erklart haben,

5. wennverschiedene Gerichte, von
denen eines fir den Rechtsstreit
zustandigist, sich rechtskraftig
fur unzustandig erklart haben.

(2) Wenn eine ortliche Zustandigkeit nach
8§ 52 nicht gegeben ist, bestimmt das
Bundesverwaltungsgericht das
zustandige Gericht.

(3) Jeder am Rechtsstreit Beteiligte
und jedes mit dem Rechtsstreit befal3te
Gerichtkann dasim Rechtszug hdhere
Gerichtoderdas
Bundesverwaltungsgerichtanrufen.
Das angerufene Gerichtkannohne
muindliche Verhandlungentscheiden.
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Teil 1l Verfahren
7. Abschnitt
Allgemeine Verfahrensvorschriften
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§54

(1) Fur die AusschlieBung und
Ablehnung der Gerichtspersonen
gelten 8§ 41 bis 49 der
ZivilprozefRRordnung entsprechend.

(2) Von der Ausibung des Amtes als
Richter oder ehrenamtlicher Richter ist auch
ausgeschlossen, wer bei dem
vorausgegangenen Verwaltungsverfahren
mitgewirkt hat.

(3) Besorgnis der Befangenheit nach § 42
der ZivilprozeBordnung ist stets dann
begrindet, wenn der Richter oder
ehrenamtliche Richter der Vertretung einer
Koérperschaft angehort, deren Interessen
durch das Verfahren berthrt werden.
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§ 55

88169, 171abis 198 des
Gerichtsverfassungsgesetzes Uber die
Offentlichkeit, Sitzungspolizei,
Gerichtssprache, Beratung und Abstimmung
finden entsprechende Anwendung.
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§ 55a

(1) Die Beteiligten kénnen dem Gericht
elektronische Dokumente tibermitteln,
soweit dies flir den jeweiligen
Zustandigkeitsbereich durch
Rechtsverordnung der Bundesregierung
oder der Landesregierungen zugelassen
worden ist. Die Rechtsverordnung bestimmt
den Zeitpunkt, von dem an Dokumente an
ein Gericht elektronisch Ubermittelt werden
kdnnen, sowie die Art und Weise, in der
elektronische Dokumente einzureichen sind.
Fur Dokumente, die einem schriftlich zu
unterzeichnenden Schriftstick
gleichstehen, ist eine qualifizierte
elektronische Signatur nach 8 2 Nr. 3 des
Signaturgesetzes vorzuschreiben. Neben
der qualifizierten elektronischen Signatur
kann auch ein anderes sicheres Verfahren
zugelassen werden, das die Authentizitat
unddie Integritatdes Ubermittelten
elektronischen Dokuments sicherstellt. Die
Landesregierungenkdnnendie
Ermachtigung auf die fir die
Verwaltungsgerichtsbarkeit zustédndigen
obersten Landesbehérden Ubertragen. Die
Zulassung der elektronischen Ubermittlung
kann auf einzelne Gerichte oder Verfahren
beschrankt werden. Die Rechtsverordnung
der Bundesregierung bedarf nicht der
Zustimmung des Bundesrates.

(2) Ein elektronisches Dokument ist dem
Gericht zugegangen, wenn es in der von
der Rechtsverordnung nach Absatz 1

Satz 1 und 2 bestimmten Art und Weise
Ubermittelt worden ist und wenn die fur

den Empfang bestimmte Einrichtung es
aufgezeichnet hat. Die Vorschriften

dieses Gesetzes Uber die Beifiigung von
Abschriftenfurdie ibrigen Beteiligten finden
keine Anwendung. Genigtdas Dokument
nichtden Anforderungen, istdies dem
Absender unter Angabe der fur das Gericht
geltenden technischen Rahmenbedingungen
unverziglich mitzuteilen.

(3) Soweit eine handschriftliche
Unterzeichnung durch den Richter oder den
Urkundsbeamten der Geschéftsstelle
vorgeschrieben ist, genugt dieser Form die
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Aufzeichnung als elektronisches
Dokument, wenn die verantwortenden
Personen am Ende des Dokuments ihren
Namen hinzufigen und das Dokument mit
einer qualifizierten elektronischen Signatur
nach 8 2 Nr. 3 des Signaturgesetzes
versehen.
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§ 55b

(1) Die Prozessakten kdnnen elektronisch
geftihrt werden. Die Bundesregierung und die
Landesregierungen bestimmen jeweils fur
ihren Bereich durch Rechtsverordnung den
Zeitpunkt, von dem an die Prozessakten
elektronisch gefiihrt werden. In der
Rechtsverordnung sind die organisatorisch-
technischen Rahmenbedingungen fur die
Bildung, Fihrung und Verwahrung der
elektronischen Akten festzulegen. Die
Landesregierungen kénnen die Erméachtigung
auf die fur die Verwaltungsgerichtsbarkeit
zustandigen obersten Landesbehérden
Ubertragen. Die Zulassung der elektronischen
Akte kann auf einzelne Gerichte oder
Verfahren beschrankt werden. Die
Rechtsverordnung der Bundesregierung
bedarf nicht der Zustimmung des
Bundesrates.

(2) Dokumente, die nicht der Form
entsprechen, in der die Akte gefuhrt wird,
sind in die entsprechende Form zu
Ubertragen und in dieser Form zur Akte zu
nehmen, soweit die Rechtsverordnung nach
Absatz 1 nichts anderes bestimmt.

(3) Die Originaldokumente sind mindestens bis
zum rechtskraftigen Abschluss des
Verfahrens aufzubewahren.

(4) Isteinin Papierform eingereichtes
Dokumentineinelektronisches
Dokumentibertragenworden, muss
diesesden Vermerk enthalten, wann
und durchwen die Ubertragung
vorgenommen worden ist. Istein
elektronischesDokumentindie
Papierformuberfihrtworden, mussder
AusdruckdenVermerkenthalten,
welches Ergebnis die
Integritatsprifung des Dokuments
ausweist, wen die Signaturprifung als
Inhaber der Signatur ausweist und
welchen Zeitpunkt die Signaturprifung
fur die Anbringung der Signatur
ausweist.

(5) Dokumente, die nach Absatz 2
hergestellt sind, sind fir das Verfahren
zugrunde zu legen, soweit kein Anlass
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besteht, an der Ubereinstimmung mit dem
eingereichten Dokument zu zweifeln.
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8§ 55¢ Formulare; Verordnungsermachtigung

Das Bundesministerium der Justiz und fur
Verbraucherschutz kann durch
Rechtsverordnung mit Zustimmung des
Bundesrates elektronische Formulare
einfuhren. Die Rechtsverordnung kann
bestimmen, dass die in den Formularen
enthaltenen Angaben ganz oder teilweise
in strukturierter maschinenlesbarer Form zu
Ubermitteln sind. Die Formulare sind auf
einer in der Rechtsverordnung zu
bestimmenden Kommunikationsplattform
im Internetzur Nutzung bereitzustellen.
Die Rechtsverordnung kann

bestimmen, dass eine ldentifikation

des Formularverwenders abweichend
von 8 55a Absatz 3 auch durch Nutzung
deselektronischen
Identitatsnachweises nach § 18 des
Personalausweisgesetzes oder § 78
Absatz 5 des Aufenthaltsgesetzes
erfolgen kann.
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§ 56

(1) Anordnungen und Entscheidungen, durch
die eine Frist in Lauf gesetzt wird, sowie
Terminbestimmungen und Ladungen sind
zuzustellen, bei Verkiindung jedoch nur,
wenn es ausdricklich vorgeschrieben ist.

(2) Zugestellt wird von Amts wegen nach den
Vorschriften der Zivilprozessordnung.

(3) Wer nichtim Inland wohnt, hat auf
Verlangen einen
Zustellungsbevollméchtigten zu bestellen.

j01 8ole

Bl ety L (ppnns o ST 5llas] (5831 13 (1)
S e Audgiall Baal) plal HUasYl 5ol O deSiomalld
OhlasYl i @) dee gl danosall J,aN (3 s Of o
Jlonally dinall dagall Camsall sl o2y Of g clged
JLoba)! e O o ASxall 13 4 (35 of ol I
daall dylall duadll Glbl s o Auatll bl
AN 050 ikln Aol ka9 45N oYl 4l
w3y T G oLl Jard) cll] ASmall b palall Jolb pt
Bligiune \ Alazrll bog i (S5 @) 13 & Joadl (305 0 gl

36 e pE a5

§ 56a

(1) Sind gleiche Bekanntgaben an mehr als
funfzig Personen erforderlich, kann das
Gericht fir das weitere Verfahren die
Bekanntgabe durch &ffentliche
Bekanntmachung anordnen. Indem
Beschlu3 muf’ bestimmt werden, in welchen
Tageszeitungen die Bekanntmachungen
veroffentlicht werden; dabei sind
Tageszeitungen vorzusehen, dieindem
Bereich verbreitet sind, indem sich die
Entscheidung voraussichtlich auswirken
wird. Der Beschlul3 ist den Beteiligten
zuzustellen. Die Beteiligten sind darauf
hinzuweisen, auf welche Weise die weiteren
Bekanntgaben bewirkt werden und wann das
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Dokument als zugestellt gilt. Der Beschluf3 ist
unanfechtbar. Das Gericht kann den
Beschlul jederzeit aufheben; es mufd ihn
aufheben, wenn die Voraussetzungen des
Satzes 1 nichtvorlagen oder nicht mehr
vorliegen.

(2) Die offentliche Bekanntmachung erfolgt
durch Aushang an der Gerichtstafel oder
durch Einstellung in ein elektronisches
Informationssystem, das im Gericht 6ffentlich
zuganglich ist und durch Veroéffentlichung im
Bundesanzeiger sowie in den im Beschluss
nach Absatz 1 Satz 2 bestimmten
Tageszeitungen. Sie kann zuséatzlich in einem
von dem Gericht fur Bekanntmachungen
bestimmten Informations- und
Kommunikationssystem erfolgen. Bei einer
Entscheidung gentigt die offentliche
Bekanntmachung der Entscheidungsformel
und

der Rechtsbehelfsbelehrung. Statt des
bekannt zu machenden Dokuments kann
eine Benachrichtigung offentlich bekannt
gemachtwerden, in der angegeben ist,

wo das Dokument eingesehen werden
kann. Eine Terminbestimmung oder
Ladung mussim vollstandigen Wortlaut
offentlich bekanntgemachtwerden.

(3) Das Dokument gilt als an dem Tage
zugestellt, an dem seit dem Tage der
Veroffentlichung im Bundesanzeiger zwei
Wochen verstrichen sind; darauf ist in jeder
Vero6ffentlichung hinzuweisen. Nach der
offentlichen Bekanntmachung einer
Entscheidung kénnen die Beteiligten eine
Ausfertigung schriftlich anfordern; darauf ist
in der Veroffentlichung gleichfalls
hinzuweisen.
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§ 57

(1) Der Lauf einer Frist beginnt, soweit
nichts anderes bestimmt ist, mit der
Zustellung oder, wenn diese nicht
vorgeschrieben ist, mit der Eré6ffnung oder
Verkiindung.

(2) Fur die Fristen gelten die Vorschriften der
8§ 222, 224 Abs. 2 und 3, 88 225 und 226
der ZivilprozefRordnung.
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§ 58

(1) Die Frist fur ein Rechtsmittel oder einen
anderen Rechtsbehelf beginnt nur zu
laufen, wenn der Beteiligte Uber den
Rechtsbehelf, die Verwaltungsbehorde
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oder das Gericht, bei denen der
Rechtsbehelf anzubringen ist, den Sitz und
die einzuhaltende Frist schriftlich oder
elektronisch belehrt worden ist.

(2) Istdie Belehrung unterblieben oder
unrichtig erteilt, so ist die Einlegung des
Rechtsbehelfs nurinnerhalb eines
Jahres seit Zustellung, Er6ffnung oder
Verkindung zuldssig, auRer wenn die
Einlegung vor Ablauf der Jahresfrist
infolge héherer Gewaltunmaglichwar
odereine schriftliche oderelektronische
Belehrungdahin erfolgtist, dal ein
Rechtsbehelf nicht gegeben sei. § 60
Abs. 2 gilt fur den Fall hbherer Gewalt
entsprechend.
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§ 59 (weggefallen)
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§ 60

(1) Wenn jemand ohne Verschulden
verhindert war, eine gesetzliche Frist
einzuhalten, so ist ihm auf Antrag
Wiedereinsetzung in den vorigen Stand
zu gewahren.

(2) Der Antrag ist binnen zwei

Wochen nach Wegfall des

Hindernisses zu stellen; bei

Versaumung der Frist zur

Begriindung der Berufung,

des Antrags auf Zulassung

der Berufung, der Revision,

der

Nichtzulassungsbeschwerde oder der
Beschwerde betrégt die Frist einen Monat.
Die Tatsachen zur Begrindung des Antrags
sind bei der Antragstellung oder im Verfahren
Uber den Antrag glaubhaft zu machen.
Innerhalb der Antragsfrist ist die versaumte
Rechtshandlung nachzuholen. Ist dies
geschehen, so kann die Wiedereinsetzung
auch ohne Antrag gewéahrt werden.

(3) Nach einem Jahr seit dem Ende der
versaumten Frist ist der Antrag
unzulassig, auler wenn der Antrag vor
Ablauf der Jahresfrist infolge hoherer
Gewalt unmoglich war.

(4) Uber den Wiedereinsetzungsantrag
entscheidet das Gericht, das Uber die
versaumte Rechtshandlung zu befinden
hat.

(5) Die Wiedereinsetzung ist unanfechtbar.

(6)
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oo V2T Soll) a8y dby _ | a3 BL(Y) Gegenstand des Verfahrens, soistein

WBlail) Jogall (solgll 098 duadll feoge Jhall 093l | geschaftsfahiger Betreuter nur insoweit zur

b9 o i 46 ol oY eyl alill laid Sag Vornahme von Verfahrenshandlungen
&9 O 0P O J}y Jleedt, £ my) fahig, als er nach den Vorschriften des

Brins O ol dule (90 o)l ddlge (193 LB pall JJlogldl | pirgerlichen Rechts ohne Einwilligung des

ol 0gla)l oK1 gaties aidal | Betreuers handeln kann oderdurch
£ Canl) T Vorschriften des 6ffentlichen Rechts als

handlungsfahig anerkanntist.
9 Aoyl Sloll ey Olaezdl e Bran (V) N ,
(3) Fur Vereinigungen sowie fur Behorden

AgDlo] ey g g3lal! handeln ihre gesetzlichen Vertreter und
Vorstande.

dioll Sladliall 0538 Bl p0 OA J) 0T 2lsall (g5 (2) (4) 88 53 bis 58 der ZivilprozeRordnung gelten
Jl s aaii b Blelye go entsprechend.
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Beteiligte am Verfahren sind

(o2 S ALY [ 1. der Klager,
sl 2. derBeklagte,
= 3. derBeigeladene (8 65),
dde (saal.Y 4. der Vertreter des Bundesinteresses

(M0 8ala)l) (sl .Y beim Bundesverwaltungsgericht

. - . . .ty - oder der Vertreter des offentlichen
LYl Ayl dsSomell ) D2l dnbiaell iS9 -€ Interesses, falls er von seiner
ASliadl § 4idue pasiwl O] deladl dbadll LSy 9l Beteiligungsbefugnis Gebrauch

macht.

¢ 8ole | 864
Die Vorschriften der 88 59 bis 63 der
dodell Oladluall 093 o Y ) 09 Slgall a1 (gi | ZivilprozeRordnung uber die

S e o . . . Streitgenossenschaft sind entsprechend
Jldl s duaids bo Blelye o (Soleddl qud (o guase anzuv?/enden. P
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§ 65

(1) Das Gerichtkann, solange das
Verfahren noch nichtrechtskraftig
abgeschlossen oderin hdherer Instanz
anhéangig ist, von Amts wegen oder auf
Antrag andere, deren rechtliche
Interessen durch die Entscheidung
berihrtwerden,beiladen.

(2) Sind an dem streitigen Rechtsverhéltnis
Dritte derart beteiligt, dal3 die Entscheidung
auch ihnen gegentuber nur einheitlich
ergehen kann, so sind sie beizuladen
(notwendige Beiladung).

(3) Kommtnach Absatz 2 die

Beiladung von mehr als flinfzig

Personenin Betracht, kann das
Gerichtdurch BeschlulR anordnen,

daR nur solche Personen beigeladen
werden, die dies innerhalb einer
bestimmten

Frist beantragen. Der Beschlul3 ist
unanfechtbar. Er istim Bundesanzeiger
bekanntzumachen. Er muf3 aufRerdemin
Tageszeitungen veroffentlicht werden, die
in dem Bereich verbreitet sind, in dem sich
die

Entscheidung voraussichtlich auswirken wird.
Die Bekanntmachung kann zusatzlich in
einem von dem Gericht fur
Bekanntmachungen bestimmten
Informations- und Kommunikationssystem
erfolgen. Die Frist muf3 mindestens drei
Monate seit Veroffentlichung im
Bundesanzeiger betragen. In der
Veroffentlichung in Tageszeitungen ist
mitzuteilen, an welchem Tage die Frist
ablauft. FUr die Wiedereinsetzung in den
vorigen Stand bei Versaumung der Frist gilt §
60 entsprechend. Das Gericht soll Personen,
die von der Entscheidung erkennbar in
besonderem Male betroffen werden, auch
ohne Antrag beiladen.

(4) Der BeiladungsbeschluRR istallen
Beteiligten zuzustellen. Dabei sollen der
Stand der Sache und der Grund der
Beiladung angegeben werden. Die
Beiladung ist unanfechtbar.
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§ 66

Der Beigeladene kann innerhalb der
Antrage eines Beteiligten selbstandig
Angriffs- und Verteidigungsmittel geltend
machen und alle Verfahrenshandlungen
wirksam vornehmen. Abweichende
Sachantrdge kann er nur stellen, wenn
eine notwendige Beiladung vorliegt.
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§ 67

(1) Die Beteiligten kdnnen vor dem
Verwaltungsgericht den Rechtsstreit selbst
fahren.

(2) Die Beteiligten konnen sich durch einen
Rechtsanwalt oder einen Rechtslehrer an
einer staatlichen oder staatlich anerkannten
Hochschule eines Mitgliedstaates der
Europaischen Union, eines anderen
Vertragsstaates des Abkommens Uber den
Europaischen Wirtschaftsraum oder der
Schweiz, der die Befahigung zum
Richteramt besitzt, als Bevollmachtigten
vertreten lassen. Daruber hinaus sind als
Bevollmachtigte vor dem
Verwaltungsgericht vertretungsbefugt nur
|. Beschaftigte des Beteiligten oder
eines mitihm verbundenen
Unternehmens (§ 15 des
Aktiengesetzes); Beh6rdenund
juristische Personen des odffentlichen
Rechts einschlie3lich dervonihnen
zur Erfullung ihrer 6ffentlichen
Aufgaben gebildeten
Zusammenschlisse kénnen sich
auch durch Beschaftigte anderer
Beho6rden oderjuristischer Personendes
offentlichen Rechts einschliel3lich der
vonihnen zur Erfullungihrer dffentlichen
Aufgaben gebildeten
Zusammenschlisse vertreten lassen,

2. volljahrige Familienangehorige (8§ 15 der
Abgabenordnung, 8 11 des
Lebenspartnerschaftsgesetzes),
Personen mit Befahigung zum
Richteramt und Streitgenossen, wenn
die Vertretung nichtim Zusammenhang
mit einer entgeltlichen Tatigkeit steht,

3. Steuerberater, Steuerbevollméachtigte,
Wirtschaftspriifer und vereidigte
Buchprifer, Personen und
Vereinigungenim Sinn des § 3ades
Steuerberatungsgesetzes sowie
Gesellschaften im Sinn des 8 3 Nr. 2
und 3 des Steuerberatungsgesetzes,
die durch Personenim Sinn des § 3 Nr.
1 des Steuerberatungsgesetzes
handeln, in Abgabenangelegenheiten,

4. Dberufsstandische Vereinigungen der
Landwirtschaft fur ihre Mitglieder,

5. Gewerkschaften und Vereinigungen
von Arbeitgebern sowie
Zusammenschlisse solcher Verbéande
far ihre Mitglieder oder fur andere
Verb&nde oder Zusammenschliisse mit
vergleichbarer Ausrichtung und deren
Mitglieder,

6. Vereinigungen, deren satzungsgemaliie
Aufgaben die gemeinschaftliche
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Interessenvertretung, die Beratung und
Vertretung der Leistungsempféanger
nach dem sozialen
Entschadigungsrecht oder der
behinderten Menschen wesentlich
umfassen und die unter
Bericksichtigung von Art und Umfang
ihrer Tatigkeit sowie ihres
Mitgliederkreises die Gewahr fur eine
sachkundige Prozessvertretung bieten,
fur ihre Mitglieder

in Angelegenheiten der
Kriegsopferfursorge und des
Schwerbehindertenrechts sowie der
damit im Zusammenhang stehenden
Angelegenheiten,

7. juristische Personen, deren Anteile
samtlich im wirtschaftlichen Eigentum
einer der in den Nummern 5 und 6
bezeichneten Organisationen stehen,
wenn die juristische Person
ausschlie3lich die Rechtsberatung und
Prozessvertretung dieser Organisation
und ihrer Mitglieder oder anderer
Verbénde oder Zusammenschlisse mit
vergleichbarer Ausrichtung und deren
Mitglieder entsprechend deren Satzung
durchfuhrt, und wenn die Organisation
fir die Tatigkeit der Bevollmachtigten
haftet.

Bevollmachtigte, die keine natirlichen

Personen sind, handeln durch ihre Organe

und mit der Prozessvertretung beauftragten

Vertreter.

(3) Das Gericht weist Bevollméachtigte, die
nicht nach MaRgabe des Absatzes 2
vertretungsbefugt sind, durch
unanfechtbaren Beschluss zuriick.
Prozesshandlungen eines nicht
vertretungsbefugten Bevollmachtigten und
Zustellungen oder Mitteilungen an diesen
Bevollmachtigten sind bis zu seiner
Zuruckweisung wirksam. Das Gericht kann
denin Absatz 2 Satz2 Nr.1und 2
bezeichneten Bevollméachtigten durch
unanfechtbaren Beschluss die weitere
Vertretung untersagen, wenn sie nichtin der
Lage sind, das Sach- und Streitverhéltnis
sachgerecht darzustellen.

(4) Vor dem Bundesverwaltungsgericht und
dem Oberverwaltungsgericht missen sich
die Beteiligten, au3er im
Prozesskostenhilfeverfahren, durch
Prozessbevollmachtigte vertreten lassen.
Dies gilt auch fur Prozesshandlungen, durch
die ein Verfahren vor dem
Bundesverwaltungsgericht oder einem
Oberverwaltungsgericht eingeleitet wird. Als
Bevollméachtigte sind nur die in Absatz 2 Satz
1 bezeichneten Personen zugelassen.
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Behérden undjuristische Personen des
o6ffentlichen Rechts einschlie3lich der von
ihnen zur Erfullung ihrer 6ffentlichen
Aufgaben gebildeten Zusammenschlisse
kénnen sich durch eigene Beschéftigte mit
Befahigung zum Richteramt oder durch
Beschaftigte mit Befahigung zum
Richteramt anderer Behdrden oder
juristischer Personen des 6ffentlichen
Rechts einschlieBlichdervonihnen zur
Erfullungihrer 6ffentlichen Aufgaben
gebildeten Zusammenschlisse vertreten
lassen. Vor dem Bundesverwaltungsgericht
sind auch

diein Absatz 2 Satz 2 Nr. 5 bezeichneten
Organisationen einschlieBRlich der vonihnen
gebildetenjuristischen Personen gemarf
Absatz 2 Satz 2 Nr. 7 als Bevollméachtigte
zugelassen, jedoch nurin Angelegenheiten,
die Rechtsverhaltnisse im Sinne des § 52 Nr.
4 betreffen, in
Personalvertretungsangelegenheiten undin
Angelegenheiten, die in einem
Zusammenhang mit einem gegenwartigen
oder frUheren Arbeitsverhéaltnis von
Arbeitnehmernim Sinne des § 5 des
Arbeitsgerichtsgesetzes stehen,
einschlieB3lich Prifungsangelegenheiten.
Die in Satz 5 genannten Bevollméchtigten
muissen durch Personen mit der Befahigung
zum Richteramt handeln. Vordem
Oberverwaltungsgericht sind auch diein
Absatz 2 Satz 2 Nr. 3 bis 7 bezeichneten
Personen und Organisationen als
Bevollmachtigte zugelassen. Ein Beteiligter,
der nach MaRRgabe der Satze 3, 5 und 7 zur
Vertretung berechtigtist, kann sich selbst
vertreten.

(5) Richterdurfen nichtals Bevollméachtigte
vor dem Gericht auftreten, dem sie
angehodren. Ehrenamtliche Richter durfen,
aulBerinden Fallen des Absatzes 2 Satz 2 Nr.
1, nichtvor einem Spruchkérper auftreten,
dem sie angehéren. Absatz 3 Satz 1 und 2
gilt entsprechend.

(6) Die Vollmachtist schriftlichzuden
Gerichtsakten einzureichen. Sie kann
nachgereichtwerden; hierfur kann das
Gericht eine Frist bestimmen. Der Mangel
der Vollmachtkannin jeder Lage des
Verfahrens geltend gemachtwerden. Das
Gerichthatden Mangel der Vollmachtvon
Amts wegen zu beriicksichtigen, wenn
nicht als Bevollmachtigter ein
Rechtsanwalt auftritt. Ist ein
Bevollmachtigter bestellt, sind die
Zustellungen oder Mitteilungen des
Gerichtsanihn zurichten.
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(7) Inder Verhandlung kénnen die Beteiligten
mit Beistdnden erscheinen. Beistand kann
sein, wer in Verfahren, in denen die
Beteiligten den Rechtsstreit selbst fliihren
koénnen, als Bevollméachtigter zur Vertretung
in der Verhandlung befugtist. Das Gericht
kann andere Personen als Beistand
zulassen, wenn dies sachdienlich ist und
hierfir nach den Umstédnden des Einzelfalls
ein Bedurfnis besteht. Absatz 3 Satz 1 und 3
und Absatz 5 gelten entsprechend. Das von
dem Beistand Vorgetragene gilt als von dem
Beteiligten vorgebracht, soweit es nicht von
diesem sofort widerrufen oder berichtigt wird.
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§ 67a

(1) Sind an einem Rechtsstreit mehr

als zwanzig Personen im gleichen
Interesse beteiligt, ohne durch einen
ProzeRbevollméachtigten vertreten

zu sein, kann das Gericht ihnen

durch Beschlu3 aufgeben, innerhalb
einer angemessenen Frist einen
gemeinsamen Bevollmé&chtigten zu
bestellen, wenn sonst die
ordnungsgemale Durchfilhrung des
Rechtsstreits beeintrachtigt wéare.
Bestellen die Beteiligten einen
gemeinsamen Bevollmachtigten nicht
innerhalb derihnen gesetzten Frist, kann
das Gericht einen Rechtsanwalt als
gemeinsamen Vertreter durch BeschluR3
bestellen. Die Beteiligten kbnnen
Verfahrenshandlungen nurdurch den
gemeinsamen Bevollmachtigten oder
Vertreter vornehmen. Beschliisse nach den
Satzen 1 und 2 sind unanfechtbar.

(2) Die Vertretungsmacht erlischt, sobald der
Vertreter oder der Vertretene dies dem
Gericht schriftlich oder zur Niederschrift des
Urkundsbeamten der Geschaftsstelle erklart;
der Vertreter kann die Erklarung nur
hinsichtlich aller Vertretenen abgeben. Gibt
der Vertretene eine solche Erkldrung ab, so
erlischt die Vertretungsmacht nur, wenn
zugleich die Bestellung eines anderen
Bevollmachtigten angezeigt wird.
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8. Abschnitt
Besondere Vorschriften fiir Anfechtungs- und
Verpflichtungsklagen
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§ 68

(1) Vor Erhebung der Anfechtungsklage sind
Rechtméafigkeit und ZweckmaRigkeitdes
Verwaltungsakts in einem Vorverfahren
nachzuprifen. Einer solchen Nachprifung
bedarf es nicht, wenn ein Gesetz dies
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bestimmtoder wenn

I. der Verwaltungsakt von einer
obersten Bundesbehorde oder von
einer obersten Landesbehdrde
erlassen worden ist, auf3er wenn ein
Gesetz die Nachprifung vorschreibt,
oder

2. der Abhilfebescheid oder der
Widerspruchsbescheid erstmalig eine
Beschwer enthalt.
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S (2) Furdie Verpflichtungsklage gilt Absatz 1

entsprechend, wenn der Antrag auf
Vornahme des Verwaltungsakts abgelehnt
wordenist.

1q80lk | 869
Das Vorverfahren beginnt mit der Erhebung des

elail a8y (sduga! s,V Tug | Widerspruchs.
V.83 | 870

(1) Der Widerspruch ist

innerhalb eines Monats,

nachdem der Verwaltungsakt

dem Beschwerten

bekanntgegeben worden ist,

schriftlich oder zur

Niederschrift bei der Behorde

zu erheben, die den

Verwaltungsakt erlassen hat. Die Frist wird
auch durch Einlegung bei der Behdrde, die

Badye @lladl gyl e oY DLAN s of elad] O8'13)
Dbl dd 55 e J) glaed)l audid (338 e B0 JgY
elatl )13 5] o Cllall il )13 o] Ji

Jd! Bl den Widerspruchsbescheid zu erlassen hat,
gewahrt.
(2) 88 58 und 60 Abs. 1 bis 4 gelten
entsprechend.
&Loi-w}’l V) 38alk | § 71 Anhérung

Ist die Aufhebung oder Anderung eines
Verwaltungsakts im Widerspruchsverfahren
erstmalig mit einer Beschwer verbunden, soll
der Betroffene vor Erlal? des
Abhilfebescheids oder des
Widerspruchsbescheids gehort werden.
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§72

Halt die Behérde den Widerspruch fur
begriindet, so hilft sie ihm ab und entscheidet
Uber die Kosten.
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§73

(1) Hilft die Behtrde dem Widerspruch nicht ab,
so ergeht ein Widerspruchsbescheid. Diesen
erlant

|. die nachsthohere Behorde, soweit nicht
durch Gesetz eine andere hohere Behorde
bestimmt wird,

2. wenn die nachsthohere Behorde eine
oberste Bundes- oder oberste
Landesbehorde ist, die Behorde, die den
Verwaltungsakt erlassen hat,

3. in
Selbstverwaltungsangelegenheiten
die Selbstverwaltungsbehdrde,
soweit nichtdurch Gesetz anderes
bestimmt wird.

Abweichend von Satz 2 Nr. 1 kann durch

Gesetz bestimmt werden, dass die Behorde,

die den Verwaltungsakt erlassen hat, auch

fur die Entscheidung Uber den Widerspruch

zustandig ist.

(2) Vorschriften, nach denen im Vorverfahren
des Absatzes 1 Ausschisse oder Beirdte an
die Stelle einer Behorde treten, bleiben
unberihrt. Die Ausschiisse oder Beirate
kénnen abweichend von Absatz 1 Nr. 1 auch
bei der Behorde gebildet werden, die den
Verwaltungsakt erlassen hat.

(3) DerWiderspruchsbescheidistzu
begrinden, miteiner
Rechtsmittelbelehrungzuversehenund
zuzustellen. Zugestellt wird von Amts
wegen nachden Vorschriftendes

L3 &S oo gt s WY 5500 285 OF e (V)
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a8l | Verwaltungszustellungsgesetzes. Der
Widerspruchsbescheid bestimmtauch,
werdie Kostentragt.

Vidale | 874

(1) Die Anfechtungsklage muf3 innerhalb
eines Monats nach Zustellung des
Widerspruchsbescheids erhoben werden. Ist
nach § 68 ein Widerspruchsbescheid nicht
erforderlich, so muf3 die Klage innerhalb eines
Monats nach Bekanntgabe des
Verwaltungsakts erhoben werden.

(2) Furdie Verpflichtungsklage gilt Absatz 1
entsprechend, wenn der Antrag auf
Vornahme des Verwaltungsakts abgelehnt
wordenist.
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§75

Istibereinen Widerspruch oder iiber einen
Antrag aufVornahme eines
Verwaltungsakts ohne zureichenden
Grund in angemessener Frist sachlich
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nicht entschieden worden, so ist die Klage
abweichend von § 68 zulassig. Die Klage
kann nichtvor Ablaufvon drei Monaten seit
der Einlegung des Widerspruchs oder seit
dem Antrag aufVornahme des
Verwaltungsakts erhoben werden, aul3er
wennwegen besonderer Umstande des
Falles

eine kirzere Frist geboten ist. Liegt ein
zureichender Grund dafir vor, dal3 Gber den
Widerspruch noch nicht entschieden oder der
beantragte Verwaltungsakt noch nicht
erlassen ist, so setzt das Gericht das
Verfahren bis zum Ablauf einer von ihm
bestimmten Frist, die verlangert werden kann,
aus. Wird dem Widerspruch innerhalb der
vom Gericht gesetzten Frist stattgegeben
oder der Verwaltungsakt innerhalb dieser Frist
erlassen, so ist die Hauptsache fir erledigt zu
erklaren.
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§76
(weggefallen)
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8§77

(1) Alle bundesrechtlichen Vorschriften in
anderen Gesetzen Uber Einspruchs- oder
Beschwerdeverfahren sind durch die
Vorschriften dieses Abschnitts ersetzt.

(2) Dasgleichedgiltfur
landesrechtliche Vorschriften
UberEinspruchs-oder
Beschwerdeverfahrenals
Voraussetzungder
verwaltungsgerichtlichen Klage.
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§78

(1) Die Klage ist zu richten

I. gegen den Bund, das Land oder die
Kdérperschaft, deren Behdrde den
angefochtenen Verwaltungsakt erlassen
oder den beantragten Verwaltungsakt
unterlassen hat; zur Bezeichnung des
Beklagten geniigt die Angabe der
Behorde,

2. soferndas Landesrechtdies
bestimmt, gegen die Behorde selbst,
die den angefochtenen
Verwaltungsakt erlassen oder den
beantragten Verwaltungsakt
unterlassen hat.

(2) Wenn ein Widerspruchsbescheid erlassen
ist, der erstmalig eine Beschwer enthéalt (§ 68
Abs. 1 Satz 2 Nr. 2), ist Behdrde im Sinne
des Absatzes 1 die Widerspruchsbehorde.

Konrad-Adenauer-Stiftung, 2019

Translated by Amira Bakr for the Rule of Law Programme Middle East/North Africa

ADENAUER




Rule of Law Programme Middle East / North Africa

Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO)

KONRAD
ADENAUER
STIFTUNG

V-

va dole

158 slaY) 595 Eabga (1)

celal )18 dsua ISl Iy a0

JoY iz O 13] @llawll )3 of Cllall dolamiwdl 1y .Y
QPG s e bre

13] Y 5923 Egange iy @llanll 41,3 09S5 OF 92 (V)
SV LaL dlie Jatwe JLo] sce e Sy O
1) BL] Bue 5y (] paie ISP ey Gl
o ¥ 8,88 VA Balall (G .Y i e @l 513 50
Il G duatis Lo Blelye

8§79

(1) Gegenstand der Anfechtungsklage ist

I. der urspringliche Verwaltungsakt in der
Gestalt, die er durch den
Widerspruchsbescheid gefunden hat,

2. der Abhilfebescheid oder
Widerspruchsbescheid, wenn dieser
erstmalig eine Beschwer enthalt.

(2) Der Widerspruchsbescheid kann
auch dann alleiniger Gegenstand der
Anfechtungsklage sein, wenn und soweit
er gegeniber dem urspriinglichen
Verwaltungsakt eine zusatzliche
selbstandige Beschwer enthalt. Als eine
zusétzliche Beschwer gilt auch die
Verletzung einer wesentlichen
Verfahrensvorschrift, sofern der
Widerspruchsbescheid auf dieser
Verletzung beruht. § 78 Abs. 2 gilt
entsprechend.
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§ 80

(1) Widerspruch und Anfechtungsklage
haben aufschiebende Wirkung. Das giltauch
beirechtsgestaltenden und feststellenden
Verwaltungsakten sowie bei
Verwaltungsakten mit Doppelwirkung (§ 80a).

(2) Dieaufschiebende Wirkungentfalltnur

|. beider Anforderung von o6ffentlichen
Abgaben und Kosten,

2. beiunaufschiebbaren Anordnungenund
MafRnahmen von Polizeivollzugsbeamten,

3. in anderen durch Bundesgesetz
oder fir Landesrecht durch
Landesgesetz vorgeschriebenen
Fallen, insbesondere fiir
Widerspriuche und Klagen Dritter
gegen Verwaltungsakte, die
Investitionen oder die Schaffung
von Arbeitsplatzen betreffen,

4. in den Fallen, in denen die sofortige
Vollziehung im 6ffentlichen Interesse
oder im Uberwiegenden Interesse eines
Beteiligten von der Behdorde, die den
Verwaltungsakt erlassen oder tiber den
Widerspruch zu entscheiden hat,
besonders angeordnet wird.

Die Lander kdnnen auch bestimmen, dal

Rechtsbehelfe keine aufschiebende

Wirkung haben, soweit sie sich gegen

MafRnahmen richten, die in der

Verwaltungsvollstreckung durch die Lander

nach Bundesrecht getroffen werden.

(3) Inden Fallen des Absatzes 2 Nr. 4 istdas

besondere Interesse an der sofortigen

Vollziehung des Verwaltungsakts schriftlich

zu begrinden. Einer besonderen
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Begrundung bedarf es nicht, wenn die
Behorde bei Gefahr im Verzug, insbesondere
bei drohenden Nachteilen fir Leben,
Gesundheit oder Eigentum vorsorglich eine
als solche bezeichnete NotstandsmalRnahme
im offentlichen Interesse trifft.

(4) Die Behoérde, die den Verwaltungsakt
erlassen oder tUiber den Widerspruch zu
entscheiden hat, kann in den Fallen des
Absatzes 2 die Vollziehung aussetzen,
soweit nicht bundesgesetzlich etwas
anderes bestimmt ist. Bei der Anforderung
von offentlichen Abgaben und Kosten
kann sie die Vollziehung auch gegen
Sicherheit aussetzen. Die Aussetzung soll
bei offentlichen Abgaben und Kosten
erfolgen, wenn ernstliche Zweifel an der
RechtmaRigkeit des angegriffenen
Verwaltungsakts bestehen oder wenn die
Vollziehung fur den Abgaben- oder
Kostenpflichtigen eine unbillige, nicht durch
Uberwiegende offentliche Interessen
gebotene Harte zur Folge hatte.

(5) Auf Antrag kann das Gerichtder
Hauptsache die aufschiebende Wirkung in
den Fallen des Absatzes 2

Nr. 1 bis 3 ganz oder teilweise anordnen, im

Falle des Absatzes 2 Nr. 4 ganz oder teilweise

wiederherstellen.

Der Antrag ist schon vor Erhebung

der Anfechtungsklage zuléassig. Ist

der Verwaltungsakt im Zeitpunkt der

Entscheidung schon vollzogen, so

kann das Gericht die Aufhebung der

Vollziehung anordnen. Die

Wiederherstellung der

aufschiebenden Wirkung kann von

der Leistung einer Sicherheit oder

von anderen Auflagen abhéngig

gemacht werden. Sie kann auch

befristet werden.

(6) In den Féllen des Absatzes 2 Nr. 1 ist
der Antrag nach Absatz 5 nur zulassig,
wenn die Behoérde einen Antrag auf
Aussetzung der Vollziehung ganz oder zum
Teil abgelehnt hat. Das gilt nicht, wenn
I. die Behorde tber den Antrag ohne
Mitteilung eines zureichenden
Grundes in angemessener Frist
sachlich nicht entschieden hat oder
2. eine Vollstreckung droht.

(7) Das Gericht der Hauptsache kann
Beschlusse Uber Antrage nach Absatz 5
jederzeit andern oder aufheben. Jeder
Beteiligte kann die Anderung oder
Aufhebung wegen veranderter oder im
urspringlichen Verfahren ohne
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Verschulden nicht geltend gemachter
Umstande beantragen.

(8) Indringenden Fallen kann der Vorsitzende
entscheiden.
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§ 80a

(1) Legt ein Dritter einen

Rechtsbehelf gegen den an einen

anderen gerichteten, diesen

begunstigenden Verwaltungsakt

ein, kanndie Behotrde

I. auf Antrag des Beglinstigten nach 8§ 80
Abs. 2 Nr. 4 die sofortige Vollziehung
anordnen,

2. aufAntrag des Dritten nach §
80 Abs. 4 die Vollziehung
aussetzen und einstweilige
MaRnahmen zur Sicherungder
Rechte des Dritten treffen.

(2) Legtein Betroffener gegen einen an ihn
gerichteten belastenden Verwaltungsakt,
der einen Dritten begunstigt, einen
Rechtsbehelf ein, kann die Behérde auf
Antrag des Dritten nach § 80 Abs. 2 Nr. 4 die
sofortige Vollziehung anordnen.

(3) Das Gerichtkann auf Antrag
MaRnahmen nach den Absatzen 1 und
2 andern oder aufheben oder solche
MaRnahmen treffen. 8 80 Abs. 5 bis 8
gilt entsprechend.
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§ 80b

(1) Die aufschiebende Wirkung des
Widerspruchs und der Anfechtungsklage
endet mit der Unanfechtbarkeit oder,
wenn die Anfechtungsklage im ersten
Rechtszug abgewiesen worden ist, drei
Monate nach Ablauf

der gesetzlichen Begrindungsfrist des
gegen die abweisende Entscheidung
gegebenen Rechtsmittels. Dies gilt auch,
wenn die Vollziehung durch die Behdérde
ausgesetzt oder die aufschiebende
Wirkung durch das Gericht
wiederhergestellt oder angeordnet worden
ist, es sei denn, die Behorde hat die
Vollziehung bis zur Unanfechtbarkeit
ausgesetzt.

(2) Das Oberverwaltungsgericht kann auf
Antrag anordnen, dal3 die aufschiebende
Wirkung fortdauert.

(3) 8 80 Abs. 5 bis 8 und § 80a gelten
entsprechend.
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9. Abschnitt

Verfahren im ersten Rechtszug
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§81

(1) Die Klage ist bei dem Gericht
schriftlich zu erheben. Bei dem
Verwaltungsgericht kann sie auch
zur Niederschrift des
Urkundsbeamten der
Geschaftsstelle erhoben werden.

(2) Der Klage und allen Schriftsatzen
sollen vorbehaltlich des § 55a Abs. 2
Satz 2 Abschriften fiir die tbrigen
Beteiligten beigefluigt werden.
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§ 82

(1) Die Klage muf den Klager, den Beklagten
und den Gegenstand des Klagebegehrens
bezeichnen. Sie

soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die
zur Begrindung dienenden Tatsachen und
Beweismittel sollen angegeben, die
angefochtene Verfugung und der
Widerspruchsbescheid sollen in Abschrift
beigefugt werden.

(2) Entsprichtdie Klage diesen
Anforderungen nicht, hatder Vorsitzende
oderdernach 8§21gdes
Gerichtsverfassungsgesetzeszustandige
Berufsrichter (Berichterstatter)denKlagerzu
dererforderlichen Ergédnzung innerhalb einer
bestimmten Frist aufzufordern. Er kann dem
Klager fur die Ergédnzung eine Frist mit
ausschlieBender Wirkung setzen, wenn es an
einemderin Absatz 1 Satz 1 genannten
Erfordernisse fehlt. Fur die
Wiedereinsetzungin den vorigen Stand gilt 8
60 entsprechend.
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§ 83

Fur die sachliche und ortliche Zustandigkeit
gelten die 88 17 bis 17b des
Gerichtsverfassungsgesetzes
entsprechend. Beschliisse entsprechend §
17a Abs. 2 und 3 des
Gerichtsverfassungsgesetzes sind
unanfechtbar.
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§84

(1) Das Gericht kann ohne mindliche
Verhandlung durch Gerichtsbescheid
entscheiden, wenn die Sache keine
besonderen Schwierigkeiten tatsachlicher
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oder rechtlicher Art aufweist und der
Sachverhalt geklart ist. Die Beteiligten sind
vorher zu horen. Die Vorschriften Uber
Urteile gelten entsprechend.

(2) Die Beteiligten konnen innerhalb eines
Monats nach Zustellung des
Gerichtsbescheids,

I. Berufung einlegen, wenn sie zugelassen

worden ist (§ 124a),

2. Zulassungder Berufung oder
mindliche Verhandlung
beantragen; wird von beiden
Rechtsbehelfen Gebrauch
gemacht, findet muindliche
Verhandlung statt,

3. Revision einlegen, wenn sie zugelassen
worden ist,

4. Nichtzulassungsbeschwerde einlegen
oder mundliche Verhandlung
beantragen, wenn die Revision nicht
zugelassen worden ist; wird von beiden
Rechtsbehelfen Gebrauch gemacht,
findet mindliche Verhandlung statt,

5. maindliche Verhandlung beantragen,
wenn ein Rechtsmittel nicht gegeben ist.

(3) Der Gerichtsbescheid wirkt als Urteil;
wird rechtzeitig mindliche Verhandlung
beantragt, gilt er als nicht ergangen.

(4) Wird mundliche Verhandlung
beantragt, kann das Gerichtin dem Urteil
von einer weiteren Darstellung des
Tatbestandes und der
Entscheidungsgriinde absehen, soweit es
der Begriindung des Gerichtsbescheides
folgt und dies in seiner Entscheidung
feststellt.
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§ 85

Der Vorsitzende verfugt die Zustellung der
Klage an den Beklagten. Zugleich mitder
Zustellung ist der Beklagte aufzufordern,
sich schriftlich zu AuRern; 8§ 81 Abs. 1 Satz 2
gilt entsprechend. Hierflur kann eine Frist
gesetzt werden.
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§ 86

(1) Das Gericht erforschtden Sachverhalt
von Amts wegen; die Beteiligten sind dabei
heranzuziehen. Esistan das Vorbringen
und an die Beweisantrage der Beteiligten
nicht gebunden.
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(2) Ein in der mundlichen Verhandlung
gestellter Beweisantrag kann nur durch
einen Gerichtsbeschlul3, der zu begriinden
ist, abgelehnt werden.

(3) DerVorsitzende hatdaraufhinzuwirken,
daR Formfehler beseitigt, unklare Antrage
erlautert, sachdienliche Antrage gestellt,
ungenigende tatsachliche Angaben
erganzt, ferner alle fur die Feststellung und
Beurteilung des Sachverhalts wesentlichen
Erklarungen abgegeben werden.

(4) Die Beteiligten sollen zur
Vorbereitung der mindlichen
Verhandlung Schriftsatze einreichen.
Hierzu kann sie der Vorsitzende unter
Fristsetzung auffordern. Die Schriftsatze
sind den Beteiligten von Amts wegen zu
Ubermitteln.

(5) Den Schriftsatzen sind die Urkunden
oder elektronischen Dokumente, auf die
Bezug genommen wird, in Abschrift ganz
oder im Auszug beizufligen. Sind die
Urkunden oder elektronischen
Dokumente dem Gegner bereits bekannt
oder sehr umfangreich, so genigt die
genaue Bezeichnung mit dem
Anerbieten, Einsicht bei Gericht zu
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gewéahren.
iA18ole | §86a
(i T) (weggefallen)
AVBdale | 887

(1) Der Vorsitzende oder der
Berichterstatter hat schon vor der
mindlichen Verhandlung alle
Anordnungen zu treffen, die notwendig
sind, um den Rechtsstreit moéglichst in
einer mundlichen Verhandlung zu
erledigen. Er kann insbesondere

I. die Beteiligten zur Erérterung des
Sach- und Streitstandes und zur
gutlichen Beilegung des
Rechtsstreits laden und einen
Vergleich entgegennehmen;

2. denBeteiligten die Erganzung oder
Erlauterungihrer vorbereitenden
Schriftsatze, die Vorlegung von
Urkunden, die Ubermittlungvon
elektronischen Dokumentenunddie
Vorlegungvonanderenzur
Niederlegung bei Gerichtgeeigneten
Gegenstanden aufgeben,
insbesondere eine Frist zur Erklarung
Uber bestimmte klarungsbedurftige
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Punkte setzen;

3. Auskunfte einholen;

4. die Vorlage von Urkunden oder die
Ubermittlung von elektronischen
Dokumenten anordnen;

5. daspersonliche Erscheinen der
Beteiligten anordnen; 8 95 gilt
entsprechend;

6. Zeugen und Sachverstandige zur
mundlichen Verhandlung laden.

7. (weggefallen)

(2) Die Beteiligten sind von jeder Anordnung zu
benachrichtigen.

(3) DerVorsitzende oderder Berichterstatter
kanneinzelne Beweise erheben. Diesdarf
nurinsoweitgeschehen, als es zur
Vereinfachung der Verhandlung vor dem
Gerichtsachdienlich und von vornherein
anzunehmenist, dafl das Gerichtdas
Beweisergebnis auch ohne unmittelbaren
Eindruck von dem Verlauf der
Beweisaufnahme sachgeméaf zu wirdigen
vermag.

AV Bale

sVl 8 LA Haue 13] dsladll Al by Hya (V)
HURWINY

feIA Calinlg slomy] ol -

J3U! 9 (S el e e A8LaE) & gaedl b Oliw .Y
£ob LBY e ol 4 Clasll gl e

o5l @ gl slgil wie A5Las)l &gaall (b Olay .Y
feeladl

(el dagd Olaw .

‘Bl olao .0

slearwdl olas 1

oo 3 e 358 OF 4aLadll digg)l uty) SIS je20 (V)
didlgas JUadll Lulomell gl d5Ladll diggll oo Jouy )
RN

g S v Joo 5y (30 948 )yie (928 (s 03 13] (1)
ALasll

§ 87a

(1) Der Vorsitzende entscheidet, wenn die
Entscheidung im vorbereitenden Verfahren
ergeht,
I. Uberdie Aussetzung und das Ruhen des
Verfahrens;
2. bei Zuricknahme der Klage,
Verzicht auf den geltend
gemachten Anspruch oder
Anerkenntnis des Anspruchs,
auch Uber einen Antrag auf
Prozesskostenhilfe;
3. bei Erledigung des Rechtsstreits in der
Hauptsache, auch Uber einen Antrag auf
Prozesskostenhilfe;
Uber den Streitwert;
Uber Kosten;
Uber die Beiladung.

oA

(2) Im Einverstandnis der Beteiligten
kann der Vorsitzende auch sonst
anstelle der Kammer oder des Senats
entscheiden.

(3) Ist ein Berichterstatter bestellt, so
entscheidet dieser anstelle des
Vorsitzenden.

Konrad-Adenauer-Stiftung, 2019

Translated by Amira Bakr for the Rule of Law Programme Middle East/North Africa




Rule of Law Programme Middle East / North Africa

Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO)

KONRAD

V-

STIFTUNG

AV 8ok

St suy 0 )yl (21 ol Asbasll dagl pusy) ()
Wilelye e 2o [0 Wi (el (31 B9 i (S (£etal]
Sazall 291 dayy e2m9 SHIY) bl § ilelye pue of
Aozl ¥ 8,88 AY 8oldl 389 suall J2Yb | 8,53)1 389

Byl T O a0l (521 of liaal] Al pudy (Y)
I CX VRN CSY

«lEYI @%Mgi&ibﬁjlaﬁd\
BBl Juogis 63V WYsaially 3Bl eouax) LY
D Gike Lo,hall clI3 o o] &9 ASIY

2 puas I Dl il manll 355 Of dSxall (Y)
A13) §)>T ol”)):é 090 ,4as QE Yo ) 8,82l 399 ddeall
250 ) dsSmall 8yl dcbiall 399 S35 @sd OF .
9 gl )

9 AUl GEE 5de Coylall pudy @) .Y

2V e Gl (e L3 las Gylall sliy) @3 .Y

Je 2l Al BlBgll ddlisas Byhall jia of o
e O oSeall o O 13 JoY1 Aazdl (5l Vg gl
BN A8 lie 095 Jaruw dgam @Bl (e Syl

§ 87b

(1) Der Vorsitzende oder der Berichterstatter
kann dem Klager eine Frist setzen zur
Angabe der Tatsachen, durch deren
Berucksichtigung oder
Nichtbericksichtigung im
Verwaltungsverfahren er sich beschwert
fUhlt. Die Fristsetzung nach Satz 1 kann mit
der Fristsetzung nach 8§ 82 Abs. 2 Satz 2
verbunden werden.

(2) Der Vorsitzende oder der Berichterstatter
kann einem Beteiligten unter Fristsetzung
aufgeben, zu bestimmten Vorgangen
|. Tatsachen anzugeben oder Beweismittel
Zu bezeichnen,
2. Urkunden oder andere bewegliche
Sachen vorzulegen sowie
elektronische Dokumente zu
Ubermitteln, soweit der Beteiligte
dazu verpflichtet ist.

(3) Das Gericht kann Erklarungen und

Beweismittel, die erst nach Ablauf

einer nach den Abséatzen 1 und 2

gesetzten Frist vorgebracht werden,

zurtickweisen und ohne weitere

Ermittlungen entscheiden, wenn

I. ihre Zulassung nach der freien
Uberzeugung des Gerichts die
Erledigung des Rechtsstreits verzdogern
wirde und

2. der Beteiligte die Verspéatung nicht
gentgend entschuldigt und

3. der Beteiligte Uber die Folgen einer
Fristversdumung belehrt worden ist.

4.

Der Entschuldigungsgrund ist auf

Verlangen des Gerichts glaubhaft zu

machen. Satz 1 gilt nicht, wenn es mit

geringem Aufwand mdglichist, den

Sachverhalt auch ohne Mitwirkung des

Beteiligten zu ermitteln.
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§ 88

Das Gericht darf Uber das
Klagebegehren nicht hinausgehen, ist
aber an die Fassung der Antrage nicht
gebunden.

A4 Bole

OE13] Bolas (5963 Goell ASxe U &85 O j92u (V)
o 93 91 Sgeulb 4 CIlaall 3ol Ao 93 slaell odl

§ 89

(1) Bei dem Gericht der Klage kann
eine Widerklage erhoben werden,
wenn der Gegenanspruch mit dem in
der Klage geltend gemachten
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Anspruch oder mit den gegen ihn
vorgebrachten Verteidigungsmitteln
zusammenhangt. Dies gilt nicht, wenn in den
Fallen des § 52 Nr. 1 fur die Klage wegen des
Gegenanspruchs ein anderes Gericht
zustandigist.

e5Y)

(2) Bei Anfechtungs- und
Verpflichtungsklagen ist die Widerklage
ausgeschlossen.
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Durch Erhebung der Klage wird die
Streitsache rechtshangig. In Verfahren
nach dem Siebzehnten Titel des
Gerichtsverfassungsgesetzes wegen
eines Uberlangen Gerichtsverfahrens
wird die Streitsache erst mit Zustellung
der Klage rechtshangig.
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§91

(1) Eine Anderung der Klage ist zulassig,
wenn die Gbrigen Beteiligten einwilligen
oder das Gericht die Anderung fur
sachdienlich halt.

(2) Die Einwilligung des Beklagten in die
Anderung der Klage ist anzunehmen, wenn
er sich, ohne ihr zu widersprechen, in
einem Schriftsatz oder in einer mundlichen
Verhandlung auf die geanderte Klage
eingelassen hat.

. g 3) Die Entscheidung, dai3 eine
3 i ( 3 \
Sl abs = Anderung der Klage nicht vorliegt
oder zuzulassen sei, ist nicht
selbstandig anfechtbar.
Y sole § 92

2> (Sodl QLudS! (3> Syl o OF (£all (V)
Axdlyall (3 CAllal) 05 day (S5l amad ity 3L
Gl LSy 20150 Sy dule  soall Aalge dghl]
28 a8l yoll yiad dogisdl dadlyoll (§ 2ls 43 O 0 dala)
O gl IS gl G e (21 i @ 13] ueion
et e 355 @1 8,50l gl b

QP Y (e 40 Of Sl

Bad (Sgell (3 (£hodl st o 13] dygmmann (Sge | iad (Y)
O] dusaiiy Lo Blelye o dillly AW Alazd] ) 8,40])
oo W Gl 391 13 olaw (£uell dads s JUI

(1) DerKlager kann bis zur Rechtskraftdes
Urteils seine Klage zuriicknehmen. Die
Zuricknahme nach Stellung der Antragein
der mundlichen Verhandlung setzt die
Einwilligung des Beklagten und, wenn ein
Vertreter des 6ffentlichen Interesses an
der mundlichen Verhandlung
teilgenommen hat, auch seine Einwilligung
voraus. Die Einwilligung gilt als erteilt,
wenn der Klageriicknahme nichtinnerhalb
von zwei Wochen seit Zustellung des die
Rucknahme enthaltenden Schriftsatzes
widersprochenwird; das Gericht hat auf
diese Folge hinzuweisen.

(2) Die Klage giltals zurickgenommen, wenn
der Klager das Verfahren trotz Aufforderung
des Gerichtslanger als zwei Monate nicht
betreibt. Absatz 1 Satz 2 und 3 gilt
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entsprechend. Der Klageristin der
Aufforderung auf die sich aus Satz 1 und §
155 Abs. 2 ergebenden Rechtsfolgen
hinzuweisen. Das Gericht stellt durch
Beschlul3 fest, daR die Klage als
zuriickgenommen gilt.

(3) Istdie Klage zuriickgenommen oder
gilt sie als zurickgenommen, so stelltdas
Gerichtdas Verfahren durch Beschluf ein
und sprichtdie sich nach diesem Gesetz
ergebenden Rechtsfolgen der
Zuricknahme aus. Der Beschlul} ist
unanfechtbar.
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§93

Das Gericht kann durch Beschlul3 mehrere
beiihm anhangige Verfahren tber den
gleichen Gegenstand zu gemeinsamer
Verhandlung und Entscheidung verbinden
und wieder trennen. Es kann anordnen, daf3
mehrere in einemVerfahrenerhobene
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(1) Ist die RechtmaRigkeit einer behordlichen
MaRnahme Gegenstand von mehr als
zwanzig Verfahren, kann das Gericht eines
oder mehrere geeignete Verfahren vorab
durchfuhren (Musterverfahren) und die
ubrigen Verfahren aussetzen. Die Beteiligten
sind vorher zu héren. Der Beschluf3 ist
unanfechtbar.

(2) Ist Uber die durchgefuhrten Verfahren
rechtskraftig entschieden worden, kann
das Gericht nach Anhdrung der
Beteiligten Uber die ausgesetzten
Verfahren durch Beschlu3 entscheiden,
wenn es einstimmig der Auffassung ist,
daRR die Sachen gegeniber rechtskraftig
entschiedenen Musterverfahren keine
wesentlichen Besonderheiten
tatsachlicher oder rechtlicher Art
aufweisen und der Sachverhalt geklart ist.
Das Gericht

kannin einem Musterverfahren
erhobene Beweise einfiihren; es kann
nach seinem Ermessen die wiederholte
Vernehmung eines Zeugen oder eine
neue Begutachtung durch denselben
oder andere Sachverstandige anordnen.
Beweisantrage zu Tatsachen, iber die
bereitsim Musterverfahren Beweis
erhobenwurde, kann das Gericht
ablehnen, wennihre Zulassung nach
seiner freien Uberzeugung nicht zum
Nachweis neuer
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entscheidungserheblicher Tatsachen
beitragen und die Erledigung des
Rechtsstreits verzogern wiirde. Die
Ablehnung kann in der Entscheidung nach
Satz 1 erfolgen. Den Beteiligten steht
gegen den Beschlul3 nach Satz 1 das
Rechtsmittel zu, das zulassig wéare, wenn
das Gericht durch Urteil entschieden hatte.
Die Beteiligten sind Uber dieses
Rechtsmittel zu belehren.
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§94

Das Gericht kann, wenn die Entscheidung
des Rechtsstreits ganz oder zum Teil von
dem Bestehen oder Nichtbestehen eines
Rechtsverhaltnisses abhéangt, das den
Gegenstand eines anderen anhangigen
Rechtsstreits bildet oder von einer
Verwaltungsbehorde festzustellenist,
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Aoy anordnen, dalR die Verhandlung bis zur
Erledigung des anderen Rechtsstreits oder
bis zur Entscheidung der
Verwaltungsbehodrde auszusetzen sei.

Q083 | 895

(1) Das Gericht kann das personliche
Erscheinen eines Beteiligten

anordnen. Fur den Fall des
Ausbleibens kann es Ordnungsgeld

wie gegen einen im
Vernehmungstermin nicht

erschienenen Zeugen androhen. Bei
schuldhaftem Ausbleiben setzt das Gericht
durch Beschlu3 das angedrohte
Ordnungsgeld fest. Androhung und
Festsetzung des Ordnungsgelds kdnnen
wiederholt werden.

(2) Ist Beteiligter eine juristische Person
oder eine Vereinigung, so ist das
Ordnungsgeld dem nach Gesetz oder
Satzung Vertretungsberechtigten
anzudrohen und gegen ihn festzusetzen.

(3) Das Gericht kann einer beteiligten
offentlich-rechtlichen Koérperschaft oder
Behoérde aufgeben, zur mindlichen
Verhandlung einen Beamten oder
Angestellten zu entsenden, der mit einem
schriftlichen Nachweis Uber die
Vertretungsbefugnis versehen und tUber die
Sach- und Rechtslage ausreichend
unterrichtet ist.

AR E-M7

§ 96

(1) Das Gericht erhebt Beweis in der
mindlichen Verhandlung. Es kann
insbesondere Augenschein einnehmen,
Zeugen, Sachverstandige und Beteiligte
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vernehmen und Urkunden heranziehen.

(2) Das Gerichtkannin geeigneten Fallen
schon vor der muindlichen Verhandlung durch
eines seiner Mitglieder als beauftragten
Richter Beweis erheben lassen oder durch
Bezeichnung der einzelnen Beweisfragen ein
anderes Gerichtum die Beweisaufnahme
ersuchen.

qV Bole

SLLY ] oYl shz] welpe o @8 OF com
Wl zyb 39 WV pox s jgiamdl (3 3=l Bl
B 13] Lelasdly degidl e dunall @BMe gy Bude

Alay )85 O AeSomall o Ul e gl

§ 97

Die Beteiligten werden von allen
Beweisterminen benachrichtigt und kénnen
der Beweisaufnahme beiwohnen. Sie
kdnnen an Zeugen und Sachverstandige
sachdienliche Fragen richten. Wird eine
Frage beanstandet, so entscheidet das
Gericht.
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§98

Soweit dieses Gesetz nicht abweichende
Vorschriften enthéalt, sind auf die
Beweisaufnahme 88 358 bis 444 und 450 bis
494 der ZivilprozelR3ordnung entsprechend
anzuwenden.
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§ 99

(1) Behorden sind zur Vorlage von

Urkunden oder Akten, zur

Ubermittlung elektronischer

Dokumente und zu Auskinften

verpflichtet. Wenn das

Bekanntwerden des Inhalts dieser
Urkunden, Akten, elektronischen
Dokumente oder dieser Auskiinfte dem Wohl
des Bundes oder eines Landes Nachteile
bereiten wiirde oder wenn die Vorgange nach
einem Gesetz oder ihrem Wesen nach
geheim gehalten werden mussen, kann die
zustandige oberste Aufsichtsbehoérde die
Vorlage von Urkunden oder Akten, die
Ubermittlung der elektronischen Dokumente
und die Erteilung der Auskiinfte verweigern.

(2) Auf Antrag eines Beteiligten stellt das
Oberverwaltungsgericht ohne mindliche
Verhandlung durch Beschluss fest, ob die
Verweigerung der Vorlage der Urkunden oder
Akten, der Ubermittlung der elektronischen
Dokumente oder der Erteilung von Auskiinften
rechtm&lig ist. Verweigert eine oberste
Bundesbehorde die Vorlage, Ubermittlung
oder Auskunft mit der Begriindung, das
Bekanntwerden des Inhalts der Urkunden, der
Akten, der elektronischen Dokumente oder der
Auskiinfte wirde dem Wohl des Bundes
Nachteile bereiten, entscheidet
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das Bundesverwaltungsgericht; Gleiches
gilt, wenn das Bundesverwaltungsgericht
nach 8§ 50 fur die Hauptsache zustandig ist.
Der Antrag ist bei dem fiir die Hauptsache
zustandigen Gericht zu stellen. Dieses gibt
den Antrag und die Hauptsacheakten an den
nach § 189 zustandigen Spruchkérper ab.
Die oberste Aufsichtsbehdrde hat

dienach Absatz 1 Satz 2 verweigerten
Urkunden oder Akten auf Aufforderung dieses
Spruchkérpersvorzulegen, die
elektronischen Dokumente zu Gibermitteln
oder die verweigerten Auskinfte zu erteilen.
Sieistzudiesem Verfahrenbeizuladen.Das
Verfahrenunterliegtden VVorschriftendes
materiellen Geheimschutzes. Kdnnendiese
nichteingehalten werden oder machtdie
zustandige Aufsichtsbehoérde geltend, dass
besondere Griunde der Geheimhaltungoder
desGeheimschutzesderUbergabeder
UrkundenoderAktenoderderUbermittlung
der elektronischen Dokumente an das
Gerichtentgegenstehen, wird die Vorlage
oder Ubermittlung nach Satz 5 dadurch
bewirkt,dassdie Urkunden, Aktenoder
elektronischen Dokumentedem Gerichtinvon
derobersten Aufsichtsbehdrde bestimmten
Raumlichkeiten zur Verfiigung gestellt
werden. Fur die nach Satz 5 vorgelegten
Akten, elektronischen Dokumente und fur die
gemal Satz 8 geltend gemachten
besonderen Grinde gilt 8§ 100 nicht. Die
Mitglieder des Gerichts sind zur
Geheimhaltung verpflichtet; die
Entscheidungsgriinde dirfen Art

und Inhaltdergeheim gehaltenen

Urkunden, Akten, elektronischen
Dokumente und Auskinfte nichterkennen
lassen. Fur das nichtrichterliche Personal
gelten die Regelungen des personellen
Geheimschutzes. Soweit nichtdas
Bundesverwaltungsgericht entschieden

hat, kann der Beschluss selbstdndig mit

der Beschwerde

angefochtenwerden. Uber die Beschwerde
gegenden Beschluss eines
Oberverwaltungsgerichts entscheidetdas
Bundesverwaltungsgericht. Fiur das
Beschwerdeverfahren gelten die Satze 4 bis
11 sinngeman.
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§ 100

(1) Die Beteiligten kdnnen die Gerichtsakten
und die dem Gericht vorgelegten Akten
einsehen.

(2) Beteiligte konnen sich aufihre Kosten
durch die Geschaftsstelle Ausfertigungen,
Auszige, Ausdrucke und Abschriften
erteilen lassen. Nach dem Ermessen des
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& Signaturgesetzes zu versehen und gegen
unbefugte Kenntnisnahme zu schitzen.
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betreffen, wird Akteneinsicht nach
Absatz 1 und 2 nichtgewabhrt.
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(1) Sobald der Termin zur mindlichen
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sachdienlichen Erledigung notwendig ist.

(4) 8 227 Abs. 3 Satz 1 der Zivilproze3ordnung
ist nicht anzuwenden.
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§ 102a

(1) Das Gericht kann den Beteiligten,

ihren Bevollméachtigten und Beistadnden

auf Antrag oder von Amts wegen

gestatten, sich wahrend einer

mundlichen Verhandlung an einem

anderen Ortaufzuhalten und dort
Verfahrenshandlungen vorzunehmen. Die
Verhandlung wird zeitgleich in Bild und Ton an
diesen Ort und in das Sitzungszimmer
Ubertragen.

(2) Das Gericht kann auf Antrag gestatten,
dass sich ein Zeuge, ein Sachverstandiger
oder ein Beteiligter wahrend einer
Vernehmung an einem anderen Ort aufhalt.
Die Vernehmung wird zeitgleich in Bild und
Ton an diesen Ortund in das Sitzungszimmer
Ubertragen. Ist Beteiligten, Bevollmachtigten
und Beistdnden nach Absatz 1 Satz 1
gestattet worden, sich an einem anderen Ort
aufzuhalten, so wird die Vernehmung auch an
diesen Ort Ubertragen.

(3) Die Ubertragung wird nicht
aufgezeichnet. Entscheidungen nach
Absatz 1 Satz 1 und Absatz 2 Satz 1 sind
unanfechtbar.

(4) Die Absatze 1 und 3 gelten entsprechend
fur Erérterungstermine (8 87 Absatz 1 Satz
2 Nummer 1).
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§ 103

(1) DerVorsitzende eréffnetundleitetdie
mundliche Verhandlung.

(2) Nach Aufruf der Sache tragt der Vorsitzende
oder der Berichterstatter den wesentlichen
Inhalt der Akten vor.

(3) Hierauferhalten die Beteiligten das Wort,
umihre Antrage zu stellenund zu
begrinden.
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§ 104

(I) Der Vorsitzende hat die Streitsache mit den
Beteiligten tatsachlich und rechtlich zu erértern.

(2) Der Vorsitzende hatjedem Mitglied
des Gerichts auf Verlangen zu gestatten,
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Fragen zu stellen. Wird eine Frage
beanstandet, so entscheidet das Gericht.

(3) Nach Erorterung der Streitsache
erklart der Vorsitzende die miindliche
Verhandlung fir geschlossen. Das Gericht
kann die Wiederer6ffnung beschlie3en.
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§ 105

Fur die Niederschrift gelten die 88 159 bis 165
der ZivilprozefRordnung entsprechend.
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§ 106

Um den Rechtsstreit vollstdndig oder zum Teil
zu erledigen, kdnnen die Beteiligten zur
Niederschrift des Gerichts oder des
beauftragten oder ersuchten Richters einen
Vergleich schlieBen, soweit sie Uber den
Gegenstand des Vergleichs verfiigen kénnen.
Ein gerichtlicher Vergleich kann auch dadurch
geschlossen werden, daf3 die Beteiligten einen

3 o (S i gy @13 (S (e 2o el § )80

BYEN in der Form eines Beschlusses ergangenen
Vorschlag des Gerichts, des Vorsitzenden oder
des Berichterstatters schriftlich gegentiber dem
Gericht annehmen.
2\l Juaddl | 10. abschnitt
s J“: . Urteile und andere Entscheide
Gyl Qlylydllg eK:-}”
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Uber die Klage wird, soweit nichts anderes
bestimmt ist, durch Urteil entschieden.
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§ 108

(1) Das Gerichtentscheidet nach seiner
freien, aus dem Gesamtergebnis des
Verfahrens gewonnenen Uberzeugung. In
dem Urteil sind die Griinde anzugeben, die
fur die richterliche Uberzeugung leitend
gewesen sind.

(2) Das Urteil darf nur auf Tatsachen
und Beweisergebnisse gestitzt
werden, zu denen die Beteiligten sich
auBern konnten.
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§ 109

Uber die Zulassigkeit der Klage kann durch
Zwischenurteil vorab entschieden werden.
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§ 110

Ist nur ein Teil des Streitgegenstands zur
Entscheidung reif, so kann das Gericht ein
Teilurteil erlassen.
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§ 111

Ist bei einer Leistungsklage ein Anspruch
nach Grund und Betrag streitig, so kann das
Gericht durch Zwischenurteil Gber den Grund
vorab entscheiden. Das Gericht kann, wenn
der Anspruch fur begriindet erklart ist,
anordnen, dal3 Uber den Betrag zu
verhandeln ist.
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§ 112

Das Urteil kann nur von den Richtern und
ehrenamtlichen Richtern gefallt werden, die
anderdem Urteil zugrunde liegenden
Verhandlung teilgenommen haben.
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§ 113

(1) Soweit der Verwaltungsakt rechtswidrig
und der Klager dadurch in seinen Rechten
verletzt ist, hebt das Gericht den
Verwaltungsakt und den etwaigen
Widerspruchsbescheid auf. Ist der
Verwaltungsakt schon vollzogen, so kann
das Gericht auf Antrag auch aussprechen,
daRR und wie die Verwaltungsbehodrde die
Vollziehung riickgédngig zu machen hat.
Dieser Ausspruch ist nur zulassig, wenn
die Behodrde dazu in der Lage und diese
Frage spruchreif ist. Hat sich der
Verwaltungsakt vorher durch Zuricknahme
oder anders erledigt, so spricht das Gericht
auf Antrag durch Urteil aus, daf der
Verwaltungsakt rechtswidrig gewesen ist,
wenn der Klager ein berechtigtes Interesse
an dieser Feststellung hat.

(2) Begehrtder Klager die Anderung eines
Verwaltungsakts, der einen Geldbetrag
festsetzt oder eine darauf bezogene
Feststellung trifft, kann das Gerichtden
Betrag in anderer Hohe festsetzen oder die
Feststellung durch eine andere ersetzen.
Erfordertdie Ermittlung des festzusetzenden
oder festzustellenden Betrags einen nicht
unerheblichen Aufwand, kann das Gerichtdie
Anderung des Verwaltungsakts durch
Angabe der zu Unrecht bericksichtigten oder
nicht berucksichtigten tatsachlichen oder
rechtlichen Verhaltnisse so bestimmen, daf}
die Behoérde den Betrag auf Grund der
Entscheidung errechnen kann. Die Behérde
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teiltden Beteiligten das Ergebnis

der Neuberechnung unverzuglich formlos mit;
nach Rechtskraft der Entscheidung ist der
Verwaltungsakt mit dem geénderten Inhalt
neu bekanntzugeben.

(3) Halt das Gericht eine weitere
Sachaufklarung fir erforderlich, kann es,
ohne in der Sache selbst zu entscheiden,
den Verwaltungsakt und den
Widerspruchsbescheid aufheben, soweit
nach Art oder Umfang die noch
erforderlichen Ermittlungen erheblich sind
und die Aufhebung auch unter
Bericksichtigung der Belange der
Beteiligten sachdienlich ist. Auf Antrag
kann das Gericht bis zum Erlal3 des
neuen Verwaltungsakts eine einstweilige
Regelung treffen, insbesondere
bestimmen, dal3 Sicherheiten geleistet
werden oder ganz oder zum Teil
bestehen bleiben und Leistungen
zunachst nicht zuriickgewéhrt werden
mussen. Der Beschlu3 kann

jederzeit geandert oder aufgehoben werden.
Eine Entscheidung nach Satz 1 kann nur
binnen sechs Monaten seit Eingangder
AktenderBehoérde bei Gerichtergehen.

(4) Kann neben der Aufhebung
eines Verwaltungsakts eine
Leistung verlangt werden, soistim
gleichen Verfahren auch die
Verurteilung zur Leistung zulassig.

(5) Soweit die Ablehnung oder
Unterlassung des Verwaltungsakts
rechtswidrig und der Klager dadurch in
seinen Rechten verletzt ist, spricht das
Gericht die Verpflichtung der
Verwaltungsbehorde aus, die beantragte
Amtshandlung vorzunehmen, wenn die
Sache spruchreif ist. Andernfalls spricht
es die Verpflichtung aus, den Klager
unter Beachtung der Rechtsauffassung
des Gerichts zu bescheiden.

FulRnote

8§ 113 Abs. 1 Satz 2 u. 3, frGherer Abs. 5:
And. durch G v. 26.6.1981 | 553, gem.
BVerfGE v. 19.10.1982 | 1493 mit Art. 70 GG
unvereinbar und daher nichtig

ARER-M
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§ 114

Soweit die Verwaltungsbehdrde
ermé&chtigt ist, nach ihrem Ermessen
zu handeln, pruft das Gericht auch, ob
der Verwaltungsakt oder die
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. L. vl e e E e erwaltungsakts rechtswidrig ist, wei
olhae p& dylay puill @5 08 OF O ol il AP | i gesetzlichen Grenzen des
ety SBLs| 6y Of duewyl 85100 . sl dag) | Ermessens berschritten sind oder
L. o os T IR von dem Ermessen in einer dem
.@,b}ﬂ sLadll S5e0 88 M g 4t gl Zweck der Ermachtigung nicht
entsprechenden Weise Gebrauch
gemacht ist. Die Verwaltungsbehdrde
kann ihre
Ermessenserwagungen hinsichtlich des
Verwaltungsaktes auch nochim
verwaltungsgerichtlichen Verfahren
erganzen.

VVosole | §115

JEdl O didy Lo Blelo go V1 €9 11V Slgall (5 88 113 und 114 gelten entsprechend,

VA Bolell oy LY 500 Eoo90 9o ol 1,8 0813 | wenn nach § 79 Abs. 1 Nr. 2 und Abs. 2
Y 5aalle ¥ oy ) 5uadll der Widerspruchsbescheid Gegenstand
¥ 8,88l o 8,24 der Anfechtungsklage ist.

V180l | 8116

(1) Das Urteil wird, wenn eine miindliche
G A=l § (S 3lad dogad dadlie <y 3] (V) | Verhandlung stattgefunden hat, in der Regel

“ 3 dols Y 30 baiid] dndl el led osisd indem Termin, indem die mgndllche '
M’U ng =y ;‘35 A ! L@p.‘ _ | Verhandlung geschlossenwird, verkiindet, in
Ol o (e gaanl 8o 21 Sty Of gz Y9 98 Wl>1 | besonderen Fallenin einem sofort

FERAV ISR anzuberaumenden Termin, der nichtliber
LI ] tLu zwei Wochen hinaus angesetztwerden soll.

Das Urteilistden Beteiligten zuzustellen.

Ul oda 3y 4 @l oo o (Kol 7 jezw (Y

. g i <l u;s 5 ] | ‘3—» (_) (2) stattder Verkiindungistdie Zustellung
e gl J QUS @b J Sl Jbasl s | ges Urteils zulassig; dannist das Urteil
binnen zwei Wochen nach der mundlichen
@Lg & Lgid dadle 00 4 Somall )3 13] (¥) Verhandlung der Geschaftsstelle zu

Ubermitteln.
(Sl glaill Joee CB1LY)
(3) Entscheidetdas Gerichtohne
mundliche Verhandlung, so wird die
Verkindung durch Zustellung an die
Beteiligtenersetzt.

VIVEsl | 8117

. (1) Das Urteil ergeht "Im Namen des
O 88939 09 O g anddl el @Sl ydua (V) | Volkes™. Es ist schriftlich abzufassen und
a e e 13 ol 8l 5 iUl Blasll | Le von den Richtern, die bei der
&0y 092 &)Lc > 13] 0,83 é 35)Lw ‘)"JJ. ° “’w Entscheidung mitgewirkt haben, zu
O (Sl pal o Biladby ellds avgiddl Cxid BLadll A=l | unterzeichnen. Ist ein Richter verhindert,
G Y oWl 3 - T aslas)l dud! « 3 seine Unterschrift beizufiigen, so wird
) fs ¢ ) L'Le UA I o U“») s dies mit dem Hinderungsgrund vom
2895 g Y . ASLasll Al b)) Ble a8 Ol dud=db | vorsitzenden oder, wenn er verhindert
Wil ne ool | Ist, vom dienstéltesten beisitzenden
7 $° Richter unter dem Urteil vermerkt. Der
Unterschrift der ehrenamtlichen Richter

(Sl yad (yesaiy (V) | bedarf es nicht.

(2) Das Urteil enthalt
|. dieBezeichnungder Beteiligten, ihrer
gesetzlichen Vertreter und der

Konrad-Adenauer-Stiftung, 2019
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Bevollmachtigten nach Namen, Beruf,
Wohnort und ihrer Stellung im Verfahren,
2. die Bezeichnung des Gerichts und die
Namen der Mitglieder, die bei der
Entscheidung mitgewirkt haben,
die Urteilsformel,
denTatbestand,
die Entscheidungsgriinde,
6. die Rechtsmittelbelehrung.
(3) Im Tatbestand ist der Sach- und
Streitstand unter Hervorhebung der gestellten
Antrage seinem wesentlichen Inhalt nach
gedréangt darzustellen. Wegen der
Einzelheiten soll auf Schriftsatze, Protokolle
und andere Unterlagen verwiesen werden,
soweit sich aus ihnen der Sach- und
Streitstand ausreichend ergibt.

vihw

(4) Ein Urteil, das bei der Verkiindung
noch nicht vollstandig abgefal3t war, ist
vor Ablauf von zwei Wochen, vom Tag
der Verkiindung an gerechnet, vollstandig
abgefaldt der Geschéaftsstelle zu
Ubermitteln. Kann dies ausnahmsweise
nicht geschehen, so ist innerhalb dieser
zwei Wochen das von den Richtern
unterschriebene Urteil ohne Tatbestand,
Entscheidungsgriinde und
Rechtsmittelbelehrung der
Geschéftsstelle zu Ubermitteln;
Tatbestand, Entscheidungsgriinde und
Rechtsmittelbelehrung sind alsbald
nachtraglich niederzulegen, von den
Richtern besonders zu unterschreiben und
der Geschaftsstelle zu tGbermitteln.

(5) Das Gericht kann von einer
weiteren Darstellung der
Entscheidungsgriinde absehen,
soweit es der Begriindung des
Verwaltungsakts oder des
Widerspruchsbescheids folgt und
dies in seiner Entscheidung feststellt.

(6) Der Urkundsbeamte der Geschaftsstelle
hat auf dem Urteil den Tag der Zustellung
und im Falle des 8§ 116 Abs. 1 Satz 1 den
Tag der Verkiindung zu vermerken und
diesen Vermerk zu unterschreiben. Werden
die Akten elektronisch gefiihrt, hat der
Urkundsbeamte der Geschaftsstelle den
Vermerk in einem gesonderten Dokument
festzuhalten. Das Dokument ist mit dem
Urteil untrennbar zu verbinden.
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§ 118

(1) Schreibfehler, Rechenfehler und
ahnliche offenbare Unrichtigkeiten im Urteil
sind jederzeit vom Gericht zu berichtigen.

(2) Uberdie Berichtigung kann ohne
vorgéangige mundliche Verhandlung
entschiedenwerden. Der
Berichtigungsbeschluf3 wird auf
dem Urteilund den Ausfertigungen
vermerkt. Istdas Urteil elektronisch
abgefasst, ist auch der Beschluss
elektronisch abzufassen und mit
dem Urteil untrennbar zu
verbinden.

V14 8ok
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§ 119

(1) Enthalt der Tatbestand des Urteils andere
Unrichtigkeiten oder Unklarheiten, so kann die
Berichtigung binnen zwei Wochen nach
Zustellung des Urteils beantragt werden.

(2) Das Gerichtentscheidetohne
Beweisaufnahme durch Beschluf3. Der
BeschluBistunanfechtbar. Beider
Entscheidung wirken nur die Richter mit, die
beim Urteil mitgewirkt haben. Istein Richter
verhindert, so entscheidetbei
Stimmengleichheitdie Stimme des
Vorsitzenden. Der Berichtigungsbeschlu3
wird aufdem Urteil und den Ausfertigungen

dresss Ao g1 GBLBYI waf (b Jlea] > & (V)
llall @igd ey (Sl ol LAl § Wi ol WS Cadsl
p18 15] &Sl s ) 32 43 e Sl o b B8l

Ay o

O gl UM a1 355yl pady Ol e (V)

.“S;J\ @LS @JU
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Jua2ld dbd af 8y94a | vermerkt. Istdas Urteil elektronisch
abgefasst, istauch der Beschluss
elektronisch abzufassen und mitdem Urteil
untrennbar zu verbinden.

VY. Bole § 120

(1) Wenn ein nach dem Tatbestand von
einem Beteiligten gestellter Antrag oder die
Kostenfolge bei der Entscheidung ganz
oder zum Teil Ubergangen ist, so ist auf
Antrag das Urteil durch nachtragliche
Entscheidung zu ergéanzen.

(2) Die Entscheidung muf3 binnen zwei
Wochen nach Zustellung des Urteils
beantragtwerden.

(3) Die mundliche Verhandlung hat nur den
nicht erledigten Teil des Rechtsstreits zum
Gegenstand.

AAAR-M
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§ 121

Rechtskraftige Urteile binden, soweit iiber den
Streitgegenstand entschiedenwordenist,
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I. die Beteiligten undihre Rechtsnachfolger
und

2. im Fall des § 65 Abs. 3 die Personen,
die einen Antrag auf Beiladung nicht
oder nicht fristgemarn gestellt haben.

VYY 8ol
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§ 122

(1) 88 88,108 Abs. 1 Satz 1, 8§ 118, 119 und
120 gelten entsprechend fur Beschlisse.

(2) Beschlisse sind zu begriinden, wenn sie
durch Rechtsmittel angefochten werden
kénnen oder tiber einen Rechtsbehelf
entscheiden. Beschlisse tber die
Aussetzung der Vollziehung (88 80, 80a) und
Uber einstweilige Anordnungen (8 123)
sowie Beschlisse nach Erledigung des
Rechtsstreitsin der Hauptsache (§ 161 Abs.
2) sind stets zu begriinden. Beschlisse, die
Uber ein Rechtsmittel entscheiden, bedurfen
keiner weiteren Begriindung, soweitdas
Gerichtdas Rechtsmittel aus den Griinden
der angefochtenen Entscheidung als
unbegriindet zuriickweist.

s gl Juaddl
cdgell GLadll Yl

11. Abschnitt
Einstweilige Anordnung
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§ 123

(1) Auf Antrag kann das Gericht, auch schon
vor Klageerhebung, eine einstweilige
Anordnung in bezug aufden
Streitgegenstand treffen, wenn die Gefahr
besteht, dal3 durch eine Verdnderung des
bestehenden Zustands die Verwirklichung
einesRechtsdesAntragstellersvereiteltoder
wesentlicherschwertwerdenkdnnte.
Einstweilige Anordnungen sind auch zur
Regelung eines vorlaufigen Zustands in
bezug auf ein streitiges Rechtsverhaltnis
zulassig, wenn diese Regelung, vor allem
bei dauernden Rechtsverhaltnissen, um
wesentliche Nachteile abzuwenden oder
drohende Gewaltzuverhindernoderaus
anderen Grindennétigerscheint.

(2) Furden ErlaB einstweiliger
Anordnungenistdas Gerichtder
Hauptsache zustandig. Diesist das Gericht
des ersten Rechtszugs und, wenn die
Hauptsache im Berufungsverfahren
anhangig ist, das Berufungsgericht. § 80
Abs. 8 istentsprechend anzuwenden.

(3) Fur den ErlaR einstweiliger
Anordnungen gelten §§ 920, 921, 923, 926,

Konrad-Adenauer-Stiftung, 2019
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928 bis 932, 938, 939, 941 und 945 der
ZivilprozefRordnung entsprechend.

(4) Das Gericht entscheidet durch Beschlul3.

(5) Die Vorschriften der Absétze 1 bis 3 gelten
nicht fir die Félle der §8 80 und 80a.

S oWl
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Teil 1Nl
Rechtsmittel und Wiederaufnahme des
Verfahrens
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s QB Juaddl | 12. Abschnitt
ol }" Berufung
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(1) Gegen Endurteile
einschlielich der Teilurteile nach
§ 110 und gegen Zwischenurteile
nach den 88 109 und 111 steht
den Beteiligten die Berufung zu,
wenn sie von dem
Verwaltungsgericht oder dem
Oberverwaltungsgericht
zugelassen wird.

(2) Die Berufung ist nur zuzulassen,

I.  wenn ernstliche Zweifel an der Richtigkeit
des Urteils bestehen,

2. wenn die Rechtssache besondere
tatsachliche oder rechtliche
Schwierigkeiten aufweist,

3. wenndie Rechtssache grundsatzliche
Bedeutung hat,

4. wenndas Urteil von einer Entscheidung
des Oberverwaltungsgerichts, des
Bundesverwaltungsgerichts, des
Gemeinsamen Senats der obersten
Gerichtshofe des Bundes oderdes
Bundesverfassungsgerichts abweicht
und aufdieser Abweichung beruhtoder

5. wenneinderBeurteilung des
Berufungsgerichts unterliegender
Verfahrensmangel geltend gemacht
wird und vorliegt, auf dem die
Entscheidung beruhen kann.

f1ve Bole
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§ 124a

(1) Das Verwaltungsgericht lasst die
Berufung in dem Urteil zu, wenn die Grinde
des § 124 Abs. 2 Nr. 3 oder Nr. 4 vorliegen.
Das Oberverwaltungsgericht ist an die
Zulassung gebunden. Zu einer
Nichtzulassung der Berufung ist das
Verwaltungsgericht nicht befugt.

(2) Die Berufung ist, wenn sie von
dem Verwaltungsgericht zugelassen

Konrad-Adenauer-Stiftung, 2019
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worden ist, innerhalb eines Monats
nach Zustellung des vollstdndigen
Urteils bei dem Verwaltungsgericht
einzulegen. Die Berufung muss das
angefochtene Urteil bezeichnen.

(3) Die Berufung ist in den Fallen des
Absatzes 2 innerhalb von zwei Monaten
nach Zustellung des vollstdndigen Urteils zu
begrinden. Die Begriindung ist, sofern sie
nicht zugleich mit der Einlegung der
Berufung erfolgt, bei dem
Oberverwaltungsgericht einzureichen. Die
Begriindungsfrist kann auf einen vor ihrem
Ablauf gestellten Antrag von dem
Vorsitzenden des Senats verlangert
werden. Die Begriindung muss einen
bestimmten Antrag enthalten sowie die im
Einzelnen anzufuhrenden Grunde der
Anfechtung (Berufungsgriinde).* Mangelt es
an einem dieser Erfordernisse, so ist die
Berufung unzuléssig.

(4) Wird die Berufung nichtin dem

Urteil des Verwaltungsgerichts

zugelassen, soistdie Zulassung

innerhalb eines Monats nach

Zustellung des vollstandigen Urteils

zu beantragen. Der Antrag ist bei

dem

Verwaltungsgericht zu stellen. Er muss das
angefochtene Urteil bezeichnen. Innerhalb
von zwei Monaten nach Zustellung des
vollstdndigen Urteils sind die Grunde
darzulegen, aus denen die Berufung
zuzulassen ist. Die Begrindung ist, soweit sie
nicht bereits mit dem Antrag vorgelegt worden
ist, bei dem Oberverwaltungsgericht
einzureichen. Die Stellung des Antrags
hemmt die Rechtskraft des Urteils.

(5) Uber den Antrag entscheidet das
Oberverwaltungsgericht durch Beschluss. Die
Berufung ist zuzulassen, wenn einer der
Grunde des § 124 Abs. 2 dargelegt ist und
vorliegt. Der Beschluss soll kurz begriindet
werden. Mit der Ablehnung des Antrags wird
das Urteil rechtskraftig. Lasst das
Oberverwaltungsgericht die Berufung zu, wird
das Antragsverfahren als Berufungsverfahren
fortgesetzt; der Einlegung einer Berufung
bedarf es nicht.

(6) Die Berufung ist in den Féallen des
Absatzes 5 innerhalb eines Monats nach
Zustellung des Beschlusses Uber die
Zulassung der Berufung zu begrinden. Die
Begriindung ist bei dem
Oberverwaltungsgericht einzureichen.
Absatz 3 Satz 3 bis 5 gilt entsprechend.
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§ 125

(1) Furdas Berufungsverfahren
gelten die Vorschriften des Teils Il
entsprechend, soweit sich aus
diesem Abschnitt nichts anderes
ergibt. § 84 findet keine Anwendung.

(2) Ist die Berufung unzulassig, so ist sie zu
verwerfen. Die Entscheidung kann durch
Beschlu3 ergehen. Die Beteiligten sind vorher
zu héren. Gegen den Beschlu3 steht den
Beteiligten das Rechtsmittel zu, das zulassig
wére, wenn das Gericht durch Urteil
entschieden hétte. Die Beteiligten sind tber
dieses Rechtsmittel zu belehren.
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§ 126

(1) Die Berufung kann bis zur Rechtskraft
des Urteils zurickgenommen werden. Die
Zuriicknahme nach Stellung der Antrage in
der mundlichen Verhandlung setzt die
Einwilligung des Beklagten und, wenn ein
Vertreter des offentlichen Interesses an der
mindlichen Verhandlung teilgenommen hat,
auch seine Einwilligung voraus.

(2) Die Berufung giltals zurickgenommen,
wenn der Berufungsklager das Verfahren
trotz Aufforderung des Gerichts langer als
drei Monate nicht betreibt. Absatz 1 Satz 2
giltentsprechend. Der Berufungsklager ist
in der Aufforderung auf die sich aus Satz 1
und § 155 Abs. 2 ergebenden Rechtsfolgen
hinzuweisen. Das Gericht stellt durch
Beschlul3 fest, dal3 die Berufung als
zuriickgenommen gilt.

(3) Die Zurucknahme bewirkt den Verlust des
eingelegten Rechtsmittels. Das Gericht
entscheidet durch Beschlu3 Uber die
Kostenfolge.
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§ 127

(1) Der Berufungsbeklagte

und die anderen Beteiligten

kdénnen sich der Berufung
anschlieen. Die

Anschlussberufung ist bei

dem Oberverwaltungsgericht
einzulegen.

(2) Die Anschlie3ungist auch statthaft,
wenn der Beteiligte auf die Berufung
verzichtet hat oder die Frist fur die
Berufung oder den Antrag auf Zulassung
der Berufung verstrichen ist. Sie ist
zulassig bis zum Ablauf eines Monats
nach der Zustellung der
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Berufungsbegrindungsschrift.

(3) Die Anschlussberufung muss in der

Anschlussschrift begrindet werden. §

124a Abs. 3 Satz 2,4 und 5 gilt

entsprechend.

(4) Die Anschlussberufung bedarf keiner
Zulassung.

(5) Die AnschlieBung verliert ihre Wirkung,

wenn die Berufung zuriickgenommen oder

als unzulassig verworfen wird.
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§ 128

Das Oberverwaltungsgericht priftden
Streitfall innerhalb des Berufungsantrags
im gleichen Umfang wie das
Verwaltungsgericht. Es berucksichtigt
auch neuvorgebrachte Tatsachen und
Beweismittel.
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§ 128a

(1) Neue Erklarungen und Beweismittel,
die im ersten Rechtszug entgegen einer
hierfur gesetzten Frist (8 87b Abs. 1 und 2)
nicht vorgebracht worden sind, sind nur
zuzulassen, wenn nach der freien
Uberzeugung des Gerichtsihre Zulassung
die Erledigung des Rechtsstreits nicht
verzdogernwirde oder wenn der Beteiligte
die Verspéatung genugend entschuldigt.
Der Entschuldigungsgrund ist auf
Verlangen des Gerichts glaubhaft zu
machen. Satz 1 gilt nicht, wenn der
Beteiligte im ersten Rechtszug Uber die
Folgen einer Fristversaumung nicht nach §
87b Abs. 3 Nr. 3 belehrt worden ist oder
wenn es mit geringem Aufwand mdglichiist,
den Sachverhalt auch ohne Mitwirkung des
Beteiligten zu ermitteln.

(2) Erklarungen und Beweismittel, die
das Verwaltungsgericht zu Recht
zurlickgewiesen hat, bleiben auchim
Berufungsverfahren ausgeschlossen.
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§ 129

Das Urteil des Verwaltungsgerichts darf nur
soweitgeandert werden, als eine Anderung
beantragtist.
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§ 130

(1) Das Oberverwaltungsgericht
hat die notwendigen Beweise zu
erheben und in der Sache selbst
zu entscheiden.

Konrad-Adenauer-Stiftung, 2019

Translated by Amira Bakr for the Rule of Law Programme Middle East/North Africa

ADENAUER




Rule of Law Programme Middle East / North Africa

Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO)

KONRAD
ADENAUER

A
'- STIFTUNG

d sl aas Of LylaYl CBlsiwdl daSxa) jg=Y (V)
By dadlpall sLamdl wis Sl sl e AyloYl ASall
) gy

19 03290 Bgane dyyloYl deSiomall plol ey Y1 0E13) . )
sly Qe e Al gz ol i e 2ho (539 021 (30
of Cafs f

OBy s Al (§ Clyad 0 p)lsY! ASomall S5 @) 13].Y
(S5l 3y b pud UB Bl asT

bA G el Aesle BylYl ASmall 055 (1)

(2) Das Oberverwaltungsgericht

darf die Sache, soweit ihre weitere

Verhandlung erforderlich ist, unter

Aufhebung des Urteils und des

Verfahrens an das

Verwaltungsgericht nur

zuriuckverweisen,

I. soweit das Verfahren vor dem
Verwaltungsgericht an einem
wesentlichen Mangel leidet und aufgrund
dieses Mangels eine umfangreiche oder
aufwendige Beweisaufnahme notwendig
ist oder

2. wenn das Verwaltungsgericht noch nicht
in der Sache selbst entschieden hat und
ein Beteiligter die Zurlickweisung
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ALl beantragt.

(3) Das Verwaltungsgerichtist an die
rechtliche Beurteilung der
Berufungsentscheidung gebunden.
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Das Oberverwaltungsgericht kann tber die
Berufung durch Beschlul3 entscheiden,
wenn es sie einstimmig fur begriindet oder
einstimmig fur unbegriindet halt und eine
mindliche Verhandlung nicht fur
erforderlich halt. § 125 Abs. 2 Satz 3 bis 5
gilt entsprechend.
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§ 130b

Das Oberverwaltungsgerichtkannin dem
Urteil Gber die Berufung aufden Tatbestand
der angefochtenen Entscheidung Bezug
nehmen, wenn es sich die Feststellungen
des Verwaltungsgerichts in vollem Umfange
zu eigen macht. Von einer weiteren
Darstellung der Entscheidungsgriinde kann
es absehen, soweit es die Berufung aus den
Grinden der angefochtenen Entscheidung
als unbegrindet zurlickweist.
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(1) Gegendas Urteil des
Oberverwaltungsgerichts (8§ 49 Nr. 1) und
gegen Beschlisse nach 847 Abs. 5 Satz 1
stehtden Beteiligten die Revision an das
Bundesverwaltungsgericht zu, wenn das
Oberverwaltungsgericht oder auf
Beschwerde gegen die Nichtzulassung das
Bundesverwaltungsgericht sie zugelassen
hat.

Konrad-Adenauer-Stiftung, 2019

Translated by Amira Bakr for the Rule of Law Programme Middle East/North Africa



Rule of Law Programme Middle East / North Africa

Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO)

KONRAD
ADENAUER

A
'- STIFTUNG

I3V el J 928 5922 (V)

cdawln] duadl dunsll OF )

b8 o Aol dyladl ASxall 1,8y duzey (SI OF Y
WSlxall &l d8Ladll Gulxall ol d5Lad)l ullxall
08y Lobodl &ygiwddl &Sl 1,8 ol Wall Lol
Sl e e s 13 (Sl

e g 98 HLall 089 Gh] cus 979 OS] @513

Jgall ly8 dasls LoloaYl dyloYl deSomall 0555 (V)

(2) Die Revision ist nur zuzulassen, wenn

I. die Rechtssache grundsatzliche
Bedeutung hat,

2. das Urteil von einer Entscheidung des
Bundesverwaltungsgerichts, des
Gemeinsamen Senats der obersten
Gerichtshofe des Bundes oder des
Bundesverfassungsgerichts abweicht
und auf dieser Abweichung beruht oder

3. ein Verfahrensmangel geltend gemacht
wird und vorliegt, auf dem die
Entscheidung beruhen kann.

(3) Das Bundesverwaltungsgericht ist an die
Zulassung gebunden.
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§ 133

(1) Die Nichtzulassung der Revision kann
durch Beschwerde angefochten werden.

(2) Die Beschwerde ist bei dem Gericht,
gegen dessen Urteil Revision eingelegt
werden soll, innerhalb eines Monats
nach Zustellung des vollstandigen Urteils
einzulegen. Die Beschwerde muR das
angefochtene Urteil bezeichnen.

(3) Die Beschwerde istinnerhalb von zwei
Monaten nach der Zustellung des
vollstdndigen Urteils zu begriinden. Die
Begrundung ist bei dem Gericht, gegen
dessen Urteil Revision eingelegtwerden soll,
einzureichen. Inder Begrundung muf3 die
grundsétzliche Bedeutung der Rechtssache
dargelegt oder die Entscheidung, von der
das Urteilabweicht,oderder
Verfahrensmangelbezeichnetwerden.

(4) Die Einlegung der Beschwerde hemmt die
Rechtskraft des Urteils.

(5) wirdder Beschwerde nichtabgeholfen,
entscheidetdas Bundesverwaltungsgericht
durchBeschlul3. Der Beschluf3 soll kurz
begrindet werden; von einer Begrindung
kann abgesehen werden, wenn sie nicht
geeignet ist, zur Klarung der
Voraussetzungen beizutragen, unter denen
eine Revision zuzulassenist. Mitder
Ablehnung derBeschwerdedurchdas
Bundesverwaltungsgerichtwird das Urteil
rechtskréaftig.

(6) Liegen die Voraussetzungen des § 132
Abs. 2 Nr. 3 vor, kann das
Bundesverwaltungsgerichtin dem Beschluf3
das angefochtene Urteil aufheben und den
Rechtsstreit zur anderweitigen Verhandlung
und Entscheidung zurtckverweisen.
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§ 134

(1) Gegendas Urteil eines
Verwaltungsgerichts (§ 49 Nr. 2) stehtden
Beteiligten die Revision unter Ubergehung
der Berufungsinstanz zu, wenn der Klager
und der Beklagte der Einlegung der
Sprungrevision schriftlich zustimmen und
wenn sie von dem Verwaltungsgerichtim
Urteil oder auf Antrag durch Beschluf3
zugelassen wird. Der Antragistinnerhalb
eines Monats nach Zustellung des
vollstdndigen Urteils schriftlich zu stellen. Die
Zustimmung zu der Einlegung der
Sprungrevision istdem Antrag oder, wenn
die Revisionim Urteil zugelassen ist, der
Revisionsschrift beizuftigen.

(2) Die Revision ist nur zuzulassen,
wenn die Voraussetzungen des § 132
Abs. 2 Nr. 1 oder 2 vorliegen. Das
Bundesverwaltungsgericht ist an die
Zulassung gebunden. Die Ablehnung
der Zulassung ist unanfechtbar.

(3) Lehnt das Verwaltungsgericht den Antrag
auf Zulassung der Revision durch Beschlu3
ab, beginnt mit der Zustellung dieser
Entscheidung der Lauf der Frist fur den
Antrag auf Zulassung der Berufung von
neuem, sofern

der Antrag in der gesetzlichen Fristund Form
gestellt und die Zustimmungserklarung
beigefligt war. Laf3t das Verwaltungsgericht
die Revision durch Beschluf3 zu, beginntder
Laufder Revisionsfrist mit der Zustellung
dieser Entscheidung.

(4) Die Revision kann nicht auf Mangel des
Verfahrens gestiitzt werden.

(5) Die Einlegung der Revision
und die Zustimmung gelten als
Verzicht auf die Berufung,
wenn das Verwaltungsgericht
die Revision zugelassen hat.
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§ 135

Gegen das Urteil eines
Verwaltungsgerichts (§ 49 Nr. 2) steht
den Beteiligten die Revision an das
Bundesverwaltungsgericht zu, wenn
durch Bundesgesetz die Berufung
ausgeschlossenist. Die Revision kann
nur eingelegt werden, wenn das
Verwaltungsgericht oder auf Beschwerde
gegendie Nichtzulassung das
Bundesverwaltungsgericht sie
zugelassen hat. Fir die Zulassung gelten
die 88 132 und 133 entsprechend.
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(1) Die Revision kann nur darauf gestutzt

werden, dal3 das angefochtene Urteil auf der

Verletzung

I. von Bundesrecht oder

2. einerVorschriftdes
Verwaltungsverfahrensgesetze
seinesLandes, dieihrem
Wortlautnach mitdem
Verwaltungsverfahrensgesetz
des Bundes uibereinstimmt,

beruht.

(2) Das
Bundesverwaltungsgerichtist
an die in dem angefochtenen
Urteil getroffenen tatséchlichen
Feststellungen gebunden,
auler wenn in bezug auf diese
Feststellungen zulassige und
begriindete Revisionsgriinde
vorgebrachtsind.

(3) Wird die Revision auf Verfahrensméngel
gestitzt und liegt nicht zugleich eine der
Voraussetzungen des § 132 Abs. 2 Nr. 1 und
2 vor, soist nur iber die geltend gemachten
Verfahrensméangel zu entscheiden. Im
ubrigen ist das Bundesverwaltungsgericht an
die geltend gemachten Revisionsgriinde
nicht gebunden.
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§ 138

Ein Urteil ist stets als auf der Verletzung von

Bundesrecht beruhend anzusehen, wenn

I. daserkennende Gerichtnicht
vorschriftsmafiigbesetztwar,

2. bei der Entscheidung ein Richter
mitgewirkt hat, der von der
Ausitbung des Richteramts kraft
Gesetzes ausgeschlossen oder
wegen Besorgnis der Befangenheit
mit Erfolg abgelehnt war,

3. einem Beteiligten das rechtliche Gehor
versagtwar,

4. ein Beteiligter im Verfahren
nicht nach Vorschrift des
Gesetzes vertreten war,
aul3er wenn er der
ProzefRflihrung ausdricklich
oder stillschweigend
zugestimmt hat,

5. das Urteil auf eine miindliche
Verhandlung ergangen ist, bei der die
Vorschriften tiber die Offentlichkeit des
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Verfahrens verletzt worden sind, oder

6. die Entscheidung nicht mit Griinden
versehen ist.
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§ 139

(1) Die Revisionistbeidem Gericht,
dessen Urteil angefochten wird, innerhalb
eines Monats nach Zustellung des
vollstdndigen Urteils oder des
Beschlusses Uber die Zulassung der
Revision nach § 134 Abs. 3 Satz 2
schriftlich einzulegen. Die Revisionsfrist
istauch gewahrt, wenn die Revision
innerhalb der Fristbei dem
Bundesverwaltungsgericht eingelegt
wird. Die Revision muf3 das angefochtene
Urteil bezeichnen.

(2) Wird der Beschwerde gegen die
Nichtzulassung der Revision abgeholfen
oderlaltdas Bundesverwaltungsgerichtdie
Revision zu, sowird das
Beschwerdeverfahrenals
Revisionsverfahren fortgesetzt,

wenn nicht das
Bundesverwaltungsgericht das
angefochtene Urteil nach § 133 Abs. 6
aufhebt; der Einlegung einer Revision
durch den Beschwerdefuhrer bedarf es
nicht. Daraufistin dem Beschluf3
hinzuweisen.

(3) Die Revisionistinnerhalb von zwei
Monaten nach Zustellung des vollstandigen
Urteils oder des Beschlusses Uber die
Zulassung der Revision nach 8§ 134 Abs. 3
Satz 2 zu begriinden; im Falle des

Absatzes 2 betragt

die Begriindungsfrist einen Monat nach
Zustellung des Beschlusses tiber die
Zulassung der Revision. Die Begriindung ist
bei dem Bundesverwaltungsgericht
einzureichen. Die Begrindungsfrist kann auf
einen vorihrem Ablauf gestellten Antrag von
dem Vorsitzenden verlangertwerden. Die
Begrundung mul3 einen bestimmten Antrag
enthalten, die verletzte Rechtsnormund,
soweitVerfahrensméangel geriigtwerden, die
Tatsachen angeben, die den Mangel
ergeben.
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§ 140

(1) Die Revisionkann bis zur Rechtskraftdes
Urteils zurickgenommenwerden. Die
Zuriicknahme nach Stellung der Antrage in
der mindlichen Verhandlung setzt die
Einwilligung des Revisionsbeklagten und,
wenn der Vertreter des Bundesinteresses
beim Bundesverwaltungsgerichtander
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muindlichen Verhandlungteilgenommen
hat, auch seine Einwilligung voraus.

(2) Die Zuriicknahme bewirkt den Verlust des
eingelegten Rechtsmittels. Das Gericht
entscheidet durch Beschlu3 Uber die
Kostenfolge.
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§ 141

Fur die Revision gelten die Vorschriften tiber
die Berufung entsprechend, soweit sich aus
diesem Abschnitt nichts anderes ergibt. Die
88 87a, 130a und 130b finden keine
Anwendung.
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§ 142

(1) Klageanderungen und Beiladungen sind
im Revisionsverfahren unzulassig. Das gilt
nicht fur Beiladungen nach

§ 65 Abs. 2.

(2) Ein im Revisionsverfahren nach § 65
Abs. 2 Beigeladener kann Verfahrensméngel
nur innerhalb von zwei Monaten nach
Zustellung des Beiladungsbeschlusses
rigen. Die Frist kann auf einen vor ihrem
Ablauf gestellten Antrag von dem
Vorsitzenden verlangert werden.
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§ 143

Das Bundesverwaltungsgericht prift, ob
die Revision statthaft und ob sie in der
gesetzlichen Form und Frist eingelegt
und begriindet worden ist. Mangelt es an
einem dieser Erfordernisse, soist die
Revision unzulédssig.
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§ 144

(1) Istdie Revision unzuldssig, so verwirft sie
das Bundesverwaltungsgericht durch
Beschluf3.

(2) Istdie Revision unbegriindet, so weist das
Bundesverwaltungsgericht die Revision
zuruck.

(3) Istdie Revision begriindet, so kann das
Bundesverwaltungsgericht
I. inder Sache selbst entscheiden,
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2. das angefochtene Urteil

aufheben und die Sache zur

anderweitigen Verhandlung

und Entscheidung

zuruckverweisen.
Das Bundesverwaltungsgerichtverweist
den Rechtsstreit zurtick, wennderim
Revisionsverfahrennach § 142 Abs. 1
Satz 2 Beigeladene ein berechtigtes
Interesse daran hat.

(4) Ergeben die Entscheidungsgriinde zwar
eine Verletzung des bestehenden Rechts,
stellt sich die Entscheidung selbst aber aus
anderen Grunden als richtig dar, so istdie
Revision zurtickzuweisen.

(5) Verweistdas
Bundesverwaltungsgericht die Sache
bei der Sprungrevision nach 8§ 49 Nr. 2
und nach § 134 zur anderweitigen
Verhandlung und Entscheidung zuriick,
so kann es nach seinem Ermessen auch
an das Oberverwaltungsgericht
zurlckverweisen, dasfurdie Berufung
zustandig gewesen wére. Furdas
Verfahren vordem
Oberverwaltungsgerichtgelten dann die
gleichen Grundséatze, wie wenn der
Rechtsstreitaufeine ordnungsgeman
eingelegte Berufung bei dem
Oberverwaltungsgericht anhangig
geworden ware.

(6) Das Gericht, an das die Sache zur
anderweitigen Verhandlung und
Entscheidung zuriickverwiesen ist, hat
seiner Entscheidung die rechtliche
Beurteilung des Revisionsgerichts
zugrunde zu legen.

(7) Die Entscheidung Uber die Revision
bedarf keiner Begriindung, soweit das
Bundesverwaltungsgericht Riigen von
Verfahrensmangeln nicht fur durchgreifend
halt. Das gilt nicht fur Rtigen nach § 138
und, wenn mit der Revision ausschlief3lich
Verfahrensmangel geltend gemacht
werden, fur Rugen, auf denen die
Zulassung der Revision beruht.
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14. Abschnitt
Beschwerde, Erinnerung, anhérungsrige
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§ 146

(1) Gegen die Entscheidungen des
Verwaltungsgerichts, des Vorsitzenden
oder des Berichterstatters, die nicht Urteile
oder Gerichtsbescheide sind, steht den
Beteiligten und den sonst von der
Entscheidung Betroffenen die Beschwerde
an das Oberverwaltungsgericht zu, soweit
nicht in diesem Gesetz etwas anderes
bestimmt ist.

(2) ProzeRleitende Verfigungen,
Aufklarungsanordnungen, Beschlisse
Uber eine Vertagung oder die Bestimmung
einer Frist, Beweisbeschlisse, Beschliisse
Uber Ablehnung von Beweisantragen,
Uber Verbindung und Trennung von
Verfahren und Ansprichen und Uber die
Ablehnung von Gerichtspersonen sowie
Beschlisse tber die Ablehnung der
Prozesskostenhilfe, wenn das Gericht
ausschliel3lich die personlichen oder
wirtschaftlichen Voraussetzungen der
Prozesskostenhilfe verneint, kbnnen nicht mit
der Beschwerde angefochten werden.

(3) AuBerdem istvorbehaltlich einer
gesetzlich vorgesehenen Beschwerde gegen
die Nichtzulassung der Revision die
Beschwerde nichtgegebenin Streitigkeiten
UberKosten, Gebihrenund Auslagen, wenn
derWertdes Beschwerdegegenstands
zweihundertEuronichtUbersteigt.

(4) Die Beschwerde gegen Beschliisse des
Verwaltungsgerichts in Verfahren des
vorlaufigen Rechtsschutzes (88 80, 80a und
123) istinnerhalb eines Monats nach
Bekanntgabe der Entscheidung zu
begriinden. Die Begriindung ist, sofern sie
nichtbereits mitder Beschwerde vorgelegt
wordenist, beidem Oberverwaltungsgericht
einzureichen. Sie muss einen bestimmten
Antrag enthalten, die Griinde darlegen, aus
denen die Entscheidung abzuandern oder
aufzuheben ist, und sich mitder
angefochtenen Entscheidung auseinander
setzen. Mangelt es an einem dieser
Erfordernisse, ist die Beschwerde als
unzulassig zu verwerfen. Das
Verwaltungsgericht legt die Beschwerde
unverzuglichvor; 8§ 148 Abs. 1 findetkeine
Anwendung. Das Oberverwaltungsgericht
pruftnurdie dargelegtenGrinde.

(5) u. (6) (weggefallen)
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§ 147

(1) Die Beschwerde ist bei dem Gericht,
dessen Entscheidung angefochten wird,
schriftlich oder zur Niederschrift des
Urkundsbeamten der Geschaftsstelle
innerhalb von zwei Wochen nach
Bekanntgabe der Entscheidung einzulegen. 8
67 Abs. 4 bleibt unberthrt.

(2) Die Beschwerdefrist ist auch gewahrt,
wenn die Beschwerde innerhalb der Frist
bei dem Beschwerdegericht eingeht.
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§ 148

(1) Halt das Verwaltungsgericht, der
Vorsitzende oder der Berichterstatter, dessen
Entscheidung angefochten wird, die
Beschwerde fiir begriindet, so ist ihr
abzuhelfen; sonst ist sie unverziglich dem
Oberverwaltungsgericht vorzulegen.

(2) Das Verwaltungsgericht soll die
Beteiligten von der Vorlage der Beschwerde
an das Oberverwaltungsgericht in Kenntnis
setzen.
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§ 149

(1) Die Beschwerde hat nur dann
aufschiebende Wirkung, wenn sie die
Festsetzung eines Ordnungs- oder
Zwangsmittels zum Gegenstand hat.
Das Gericht, der Vorsitzende oder
der Berichterstatter, dessen
Entscheidung angefochten wird,
kann auch sonst bestimmen, dal3
die Vollziehung der angefochtenen
Entscheidung einstweilen

.‘)b.ag M\ Lg 2\3)\.\}“ Bl S M

«oolue 090 | quszusetzen ist.

(2) 88178 und 181 Abs. 2 des
Gerichtsverfassungsgesetzes bleiben
unberuhrt.
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Uber die Beschwerde entscheidet das
Oberverwaltungsgericht durch Beschlul3.
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§ 151

Gegen die Entscheidungen des beauftragten
oder ersuchten Richters oder des
Urkundsbeamten kann innerhalb von zwei
Wochen nach Bekanntgabe die Entscheidung
des Gerichts beantragt werden. Der Antrag
ist schriftlich oder zur Niederschrift des
Urkundsbeamten der Geschéftsstelle des
Gerichts zu stellen. 88 147 bis 149 gelten
entsprechend.
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§ 152

(1) Entscheidungen des
Oberverwaltungsgerichts kbnnen
vorbehaltlich des § 99 Abs. 2 und des § 133
Abs. 1 dieses Gesetzes sowie des § 17a
Abs. 4 Satz 4 des
Gerichtsverfassungsgesetzes nicht mit der
Beschwerde an das
Bundesverwaltungsgerichtangefochten
werden.

(2) Im Verfahren vor dem
Bundesverwaltungsgericht gilt fir
Entscheidungen des beauftragten oder
ersuchten Richters oder des
Urkundsbeamten der Geschaftsstelle §
151 entsprechend.
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§ 152a

(1) Aufdie Rluge eines durch eine

gerichtliche Entscheidung

beschwerten Beteiligtenist das

Verfahren fortzufiihren, wenn

I. ein Rechtsmittel oder ein anderer
Rechtsbehelf gegen die Entscheidung
nicht gegebenist und

2. dasGerichtdenAnspruchdieses
Beteiligten aufrechtliches Gehér
inentscheidungserheblicher
Weise verletzt hat.

Gegen eine der Endentscheidung

vorausgehende Entscheidung findet die Rige

nicht statt.

(2) Die Ruge ist innerhalb von zwei Wochen
nach Kenntnis von der Verletzung des
rechtlichen Gehors

zu erheben; der Zeitpunkt der

Kenntniserlangung ist glaubhaft zu

machen. Nach Ablauf eines Jahres seit

Bekanntgabe der angegriffenen

Entscheidung kann die Ruge nicht mehr

erhoben werden. Formlos mitgeteilte
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Entscheidungen gelten mit dem dritten
Tage nach Aufgabe zur Post als bekannt
gegeben. Die Rige ist schriftlichoder zur
Niederschriftdes Urkundsbeamtender
Geschaftsstelle beidem Gerichtzu
erheben,dessen Entscheidung
angegriffen wird. 8 67 Abs. 4 bleibt
unberihrt. Die Rige muss die
angegriffene Entscheidung bezeichnen
und das Vorliegenderin Absatz1 Satz 1
Nr. 2 genannten Voraussetzungen
darlegen.

(3) Den ubrigen Beteiligten ist, soweit
erforderlich, Gelegenheit zur
Stellungnahme zu geben.

(4) Istdie Ruge nicht statthaft oder nicht
in der gesetzlichen Form oder Frist
erhoben, so ist sie als unzulassig zu
verwerfen. Istdie Rlige unbegriindet,
weist das Gericht sie zurlick. Die
Entscheidung ergehtdurch
unanfechtbaren Beschluss. Der
Beschluss soll kurz begriindetwerden.

(5) Ist die Riige begruindet, so hilft ihr das
Gericht ab, indem es das Verfahren fortfuhrt,
soweit dies aufgrund der Riuge geboten ist.
Das Verfahren wird in die Lage
zuruckversetzt, in der es sich vor dem
Schluss der mindlichen Verhandlung befand.
In schriftlichen Verfahren tritt an die Stelle
des Schlusses der mundlichen Verhandlung
der Zeitpunkt, bis zu dem Schriftsatze
eingereicht werden kénnen. Fur den
Ausspruch des Gerichts ist 8 343 der
Zivilprozessordnung entsprechend
anzuwenden.

(6) § 149 Abs. 1 Satz 2 ist entsprechend

Y (B9 Sl oy dxgiad] deSlorall Slad O J9 (V)
RNV PRI RPNV SN RA ]

AylsYl ASmall plol AsSlonall (3 dolall Aol JSo) (Y)
JUasl 905 28y oMo 8391 51 S Ayl sl
L)Yl AeSomall s Sl dbian JS 509 £yl (S92 9

IS 3l 13 Lol

anzuwenden.
s Ll Jad)l | 15. Abschnitt
":; Bkl Wiederaufnahme des Verfahrens
YoY Bole § 153

(1) Ein rechtskraftig beendetes Verfahren
kann nach den Vorschriften des Vierten
Buchs der ZivilprozeRordnung
wiederaufgenommen werden.

(2) Die Befugnis zur Erhebung der
Nichtigkeitsklage und der Restitutionsklage
stehtauch dem Vertreter des offentlichen
Interesses, im Verfahren vor dem
Bundesverwaltungsgerichtim ersten und
letzten Rechtszug auch demVertreterdes
Bundesinteressesbeim
Bundesverwaltungsgerichtzu.
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oWl Teil IV
ity A Kosten und Vollstreckung
s pooludl Juaddl | 16. Abschnitt
. Kosten
sl
Vot dale | 8 154

(1) Der unterliegende Teil tragt die Kosten des
Verfahrens.

(2) Die Kosten eines ohne Erfolg
eingelegten Rechtsmittels fallen
demjenigen zur Last, der das
Rechtsmittel eingelegt hat.

(3) Dem Beigeladenen kénnen
Kosten nur auferlegt werden, wenn
er Antrage gestellt oder
Rechtsmittel eingelegt hat; § 155
Abs. 4 bleibt unberuhrt.

(4) Die Kosten des erfolgreichen
Wiederaufnahmeverfahrens kénnen der
Staatskasse auferlegt werden, soweit sie
nicht durch das Verschulden eines
Beteiligten entstanden sind.

V00 3ale

S oo azmsd B il W52 BLLYI aaT canST13] (V)
By S Jax 13]G Bl s of 4l L,k
Jom Asladll psw)ll Caml pgie S Jaind dadES
539 Gyl s 13] LgheST CadSl G usT Jaess

Lsijicl.u.bji ol}caﬁ adlo oy U Bylall Joeis (V)

o3 e e 06 Lo ] Jlod! Bole] dls oS Josus (V)
RURIN]

g LBl a> lgd sl () AN Joomss 920 (£)
RN

§ 155

(1) Wenn ein Beteiligter teils obsiegt, teils
unterliegt, so sind die Kosten
gegeneinander aufzuheben oder
verhéaltnisméanig zu teilen. Sind die Kosten
gegeneinander aufgehoben, so fallen die
Gerichtskosten jedem Teil zur Halfte zur
Last. Einem Beteiligten kénnen die Kosten
ganz auferlegt werden, wenn der andere
nur zu einem geringen Teil unterlegenist.

(2) Wer einen Antrag, eine Klage, ein
Rechtsmittel oder einen anderen
Rechtsbehelf zuriicknimmt, hat die Kosten zu
tragen.

(3) Kosten, die durch einen
Antrag auf Wiedereinsetzung in
den vorigen Stand entstehen,
fallen dem Antragsteller zur Last.

(4) Kosten, die durch Verschulden eines
Beteiligten entstanden sind, kénnen diesem
auferlegt werden.
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§ 156

Hat der Beklagte durch sein Verhalten keine
Veranlassung zur Erhebung der Klage
gegeben, so fallen dem Klager die
ProzeRkosten zur Last, wenn der Beklagte

Eeoge G oak o B3] adB Hha gaball a2 Y (V)
£

LAl 098 gwldl deadll faud 90 (3 5158 s o 13] (V)

J39¢ | den Anspruch sofort anerkennt.
YoV ésle | 8157
(i T) (weggefallen)
VoABole | § 138

(1) Die Anfechtung der Entscheidung uber
die Kosten ist unzulassig, wenn nicht
gegen die Entscheidung in der Hauptsache
ein Rechtsmittel eingelegt wird.

(2) Isteine Entscheidung in der
Hauptsache nicht ergangen, so

Bole)l G uiid olseil Bue cpo 058 wlsdl Laylall OET13)
dupiiy b Blele ao dodall Olely2Yl 0gB e V-
Joy Jadially jolall Sl O 13] Ll s
J9md olxall e dogemme dup Hduo JB OF CadBI

oakal) (BB pe AL Glasall | st die Entscheidung Uber die
Kosten unanfechtbar.
Yoddale | 8 159

Besteht der kostenpflichtige Teil aus
mehreren Personen, so gilt § 100 der
ZivilprozeRRordnung entsprechend. Kann das
streitige Rechtsverhaltnis dem
kostenpflichtigen Teil gegeniiber nur
einheitlich entschieden werden, so kénnen
die Kosten den mehreren Personen als
Gesamtschuldnern auferlegt werden.

1. Bole

IS e GLEYI 3i ol bl gl sl 3]
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§ 160

Wird der Rechtsstreitdurch Vergleich erledigt
und haben die Beteiligten keine Bestimmung
Uberdie Kosten getroffen, sofallendie
Gerichtskosten jedem Teil zur Halfte zur Last.
Die auRRergerichtlichen Kosten tragtjeder
Beteiligte selbst.
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§ 161

(1) Das Gerichthatim Urteil oder,wenn
dasVerfahreninanderer Weise beendet
wordenist, durch BeschluR Gberdie
Kosten zu entscheiden.

(2) Istder Rechtsstreitin der Hauptsache
erledigt, so entscheidet das Gericht aul3er
inden Féllendes 8§ 113 Abs. 1 Satz 4 nach
billigem Ermessen uber die Kosten des
Verfahrens durch Beschlul}; der bisherige
Sach- und Streitstandist zu
berucksichtigen. Der Rechtsstreitistauch
in der Hauptsache erledigt, wenn der
Beklagte der
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GPHEIIe Jleplal b | g0 Chie Erledigungserklarung enthaltenden
Schriftsatzes widersprichtund er vom Gericht

131 Vo Bawloybélﬁb B dude sl % (1) aufdiese Folge hingewiesen worden ist.

Seel @) 3 L)l jedue adgi Of £l O | (3) In den Fallen des § 75 fallen
die Kosten stets dem Beklagten
zur Last, wenn der Klager mit
seiner Bescheidungvor
Klageerhebung rechnen durfte.

V1Y Bole | 8 162

(1) Kosten sind die Gerichtskosten (Gebuhren
Gy (wlaasy pguw)) ASladll pewydl (p CadBII (V) | und Auslagen) und die zur

IS e - : T T T zweckentsprechenden Rechtsverfolgung oder
RIS oI &99“0‘3 “—“’w‘ 0258 Ay p2ll SLBY Rechtsverteidigung notwendigen
Shgadl 2V | Aufwendungen der Beteiligten einschlieBlich
der Kosten des
. . . Vorverfahrens.
GIRLY Sbadll gglaall ol (slxell wlaasy Olasl (V)
Llad 3 Y o8 Y 8,80 TV soldl § gSdell jelxadl (2) Die Gebuihren und Auslagen eines

§ . . e e Rechtsanwalts oder eines
dw‘ ;b};" US‘.)! .Q‘JJ’U-H)U 4-1-}[9 (VIR Uﬁg) k_.AJLﬁaJ‘ Rechtsbeistands, in
Com o 13] doAwd AL wlaally gl,u“)!\ ()95;9‘ &5 Abgabenangelegenheiten auch einer der
I 510 s deSoa) in 8 67 Abs. 2 Satz 2 Nr. 3 genannten
'd“sﬁ" Ll B9 5 ‘ Personen, sind stets erstattungsfahig.

Soweit ein Vorverfahren geschwebt hat,

I3 . el d5lead sl CAJEU! eSS sind Gebuhren und Auslagen
At AL (s 43Lad pall BJSII 055 (V) erstattungsfahig, wenn das Gericht die

Al L3 gl sl Blasl Al Wike 13] 1288 | Zuziehung eines Bevollméchtigten fiir das
Vorverfahren fir notwendig erklart.
Juristische Personen des offentlichen
Rechts und Behérden kénnen an Stelle
ihrer tatséchlichen notwendigen
Aufwendungen fur Post- und
Telekommunikationsdienstleistungen den
in Nummer 7002 der Anlage 1 zum
Rechtsanwaltsvergitungsgesetz
bestimmten Hochstsatz der Pauschale
fordern.

(3) Die auRergerichtlichen Kosten des
Beigeladenen sind nur erstattungsfahig,
wenn sie das Gericht aus Billigkeit der
unterliegenden Partei oder der Staatskasse
auferlegt.

Vv 8ol | 8 163
(o T) (weggefallen)

Ve Bole | 8 164

Der Urkundsbeamte des Gerichts des ersten
dod b e 2Ly 481l &Sl LS o8 Cabbge oy | Rechtszugs setzt auf Antrag den Betrag der

sl ejJ,c, @J‘ Sl zu erstattenden Kosten fest.
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§ 165

Die Beteiligten kdnnen die Festsetzung der zu
erstattenden Kosten anfechten. § 151 gilt
entsprechend.

V10 sole

§ 165a

§ 110 der Zivilprozessordnung gilt

b Blelye o dduell Oleh2Yl 0938 e V) - B3kl (S5 | entsprechend.
Jl s duasas
V1180l | § 166
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(1) DieVorschriftender Zivilproze3ordnung
Uberdie Prozesskostenhilfe sowie §569
Abs.3Nr.2der Zivilprozessordnung gelten
entsprechend. Einem Beteiligten,dem
Prozesskostenhilfe bewilligtwordenist,
kann auch ein Steuerberater,
Steuerbevollmachtigter, Wirtschaftsprifer
oder vereidigter Buchprifer beigeordnet
werden. Die Vergutung richtetsich nach
denfiirdenbeigeordneten Rechtsanwalt
geltenden Vorschriften des
Rechtsanwaltsvergitungsgesetzes.

(2) Die Prufung der personlichen und
wirtschaftlichen Verhaltnisse nach den 88
114 bis 116 der Zivilprozessordnung
einschlief3lich der in § 118 Absatz 2 der
Zivilprozessordnung bezeichneten
MaRnahmen, der Beurkundung von
Vergleichen nach § 118 Absatz 1 Satz 3 der
Zivilprozessordnung und der Entscheidungen
nach

§ 118 Absatz 2 Satz 4 der
Zivilprozessordnung obliegt dem
Urkundsbeamten der Geschéftsstelle des
jeweiligen Rechtszugs, wenn der Vorsitzende
ihm das Verfahren insoweit Gibertragt. Liegen
die Voraussetzungen fir die Bewilligung der
Prozesskostenhilfe hiernach nicht vor, erlasst
der Urkundsbeamte die den Antrag
ablehnende Entscheidung; anderenfalls
vermerkt der Urkundsbeamte in den
Prozessakten, dass dem Antragsteller nach
seinen persoénlichen und wirtschaftlichen
Verhaltnissen Prozesskostenhilfe gewahrt
werden kann und in welcher Hohe
gegebenenfalls Monatsraten oder Betrage
aus dem Vermdgen zu zahlen sind.

(3) Dem Urkundsbeamten
obliegen im Verfahren tber die
Prozesskostenhilfe ferner die
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A 82401 A9 Vo T lgally ) o) D)“'” 0 8ol G die Aufhebung der Bewilligung der
9l Cabbge Hlash sladll pbge 09i (1o A B3llly | Prozesskostenhilfe nach den §§ 120a und

5028 1B 00 dcSimeall LS ola 124 Absatz 1 Nummer 2 bis 5 der
- > < ‘QLU Zivilprozessordnung.

OV doiiy Lo Blelpe ao Y 8,48 TAV 8aladl (5 (0) (4) Der Vorsitzende kann Aufgaben nach
) i oy den Absétzen 2 und 3 zu jedem Zeitpunkt
' an sich ziehen. 8 5 Absatz 1 Nummer 1,
Jill ich ziehen. § 5 Ab
die 886, 7, 8 Absatz 1 bis 4 und § 9 des
o w . - L P Rechtspflegergesetzes gelten
Oldn ASall Jd oo yopail) Cdlall pudy o S92 (1) entsprechend mit der MaRgabe, dass an
e gl I Yo ¥ 8,8801 (335 QUSII o8 Calbge whlyd | die Stelle des Rechtspflegers der
Ohall oMl 'G:DB o Urkundsbeamte der Geschéaftsstelle tritt.

(5) 8 87a Absatz 3 gilt entsprechend.
1Y Ohaall Obw pde e &gl 093 Lai of j9z (V
S LARIObre pe e A5 0535 waty Ol s (V) (6) Gegen Entscheidungen des

Apiaall 4ol Slxe e 1 | yrkundsbeamten nach den Absétzen 2
und 3 kann innerhalb von zwei Wochen
nach Bekanntgabe die Entscheidung des
Gerichts beantragt werden.

(7) Durch Landesgesetz kann bestimmt
werden, dass die Absatze 2 bis 6 fir die
Gerichte des jeweiligen Landes nicht
anzuwenden sind.

Fus bl Jadll | 17. Abschnitt
sl Vollstreckung

Vv ol | 8 167

) (1) Soweit sich aus diesem
0938 0 (elidl Wdl pBT sl dnaiadl e S (V) | Gesetz nichts anderes ergibt, gilt

AN s . P fur die Vollstreckung das Achte
| | <
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JY! Azl dSme 19S5 .eld pe e 093la)l 1l el | entsprechend.
! aes 2 Vollstreckungsgericht ist das
) = Gericht des ersten Rechtszugs.

‘gbj?b WYl Ggles ﬁg;y cdgall dpaid) 4,85 ez (V) (2) Urteile auf Anfechtungs-und
L e . Verpflichtungsklagen kbnnen nurwegen
S J= o0 Y] der Kosten fur vorlaufig vollstreckbar erklart
werden.
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) (1) Vollstreckt wird
il G20 (V) | 1. ausrechtskraftigen und aus vorlaufig

A5Lad el B Lo 3Ll domrd s A 2l . vollstreckbaren gerichtlichen
5Lad b3 e Blog 3 73 s Jetl) Entscheidungen,
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erklarten Schiedsspriichen
offentlich-rechtlicher
Schiedsgerichte, sofern die
Entscheidung Uber die
Vollstreckbarkeit rechtskraftig
oder fur vorlaufig vollstreckbar
erklart ist.

(2) Furdie Vollstreckung kdnnen den
Beteiligten aufihren Antrag
Ausfertigungen des Urteils ohne
Tatbestand und ohne
Entscheidungsgriinde erteiltwerden,
deren Zustellung inden Wirkungen der
Zustellung eines vollstdndigen Urteils
gleichsteht.

V14 8ok
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§ 169

(1) Soll zugunsten des Bundes, eines
Landes, eines Gemeindeverbands, einer
Gemeinde oder einer Kérperschaft, Anstalt
oder Stiftung des 6ffentlichen Rechts
vollstrecktwerden, sorichtetsich die
Vollstreckung nach dem
Verwaltungsvollstreckungsgesetz.
Vollstreckungsbehdrde im Sinne des
Verwaltungsvollstreckungsgesetzesist der
Vorsitzende des Gerichts des ersten
Rechtszugs; er kann fur die Ausfuhrung der
Vollstreckung eine andere
Vollstreckungsbehdrde oder einen
Gerichtsvollzieher in Anspruch nehmen.

(2) Wirddie Vollstreckung zur
ErzwingungvonHandlungen,
Duldungenund Unterlassungenim
Wege der Amtshilfe von Organen
der Landervorgenommen, soistsie
nach landesrechtlichen
Bestimmungen durchzuftuihren.
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§ 170

(l) Sollgegenden Bund, ein Land, einen
Gemeindeverband, eine Gemeinde,
eine Koérperschaft, eine Anstalt oder
Stiftung des 6ffentlichen Rechts wegen
einer Geldforderung vollstreckt werden,
soverfugtauf Antrag des Glaubigers das
Gerichtdes ersten Rechtszugs die
Volistreckung. Es bestimmt die
vorzunehmenden
Vollstreckungsmafnahmen und ersucht
die zustandige Stelle um deren
Vornahme. Die ersuchte Stelle ist
verpflichtet,dem Ersuchen nach den fur
sie geltenden
Vollstreckungsvorschriften
nachzukommen.
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(2) DasGerichthatvorErlader
Volistreckungsverfigungdie Behérde
oderbeiKdrperschaften, Anstalten und
Stiftungen des offentlichen Rechts, gegen
die vollstreckt werden soll, die
gesetzlichen Vertreter von der
beabsichtigten VVollstreckung zu
benachrichtigen mitder Aufforderung, die
Vollstreckunginnerhalb einervom Gericht
zubemessenden Fristabzuwenden. Die
Fristdarfeinen Monat nicht ibersteigen.

(3) Die Vollstreckung ist unzulassig in
Sachen, die fir die Erfillung 6ffentlicher
Aufgaben unentbehrlich sind oder deren
VeraufRerung ein 6ffentliches Interesse
entgegensteht. Uber Einwendungen
entscheidet das Gericht nach Anhérung der
zustandigen Aufsichtsbehdrde oder bei
obersten Bundes- oder Landesbehoérden des
zustandigen Ministers.

(4) Fur offentlich-rechtliche Kreditinstitute
gelten die Absatze 1 bis 3 nicht.

(5) Der Ankiindigung der Vollstreckung und
der Einhaltung einer Wartefrist bedarf es
nicht, wenn es sich um den Vollzug einer
einstweiligen Anordnung handelt.
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§ 171

Inden Fallen der 88 169, 170 Abs. 1 bis 3
bedarf es einer Vollstreckungsklausel nicht.

VVY 8ol

) 8528 1Y Balodl Y (§ dpanyll 85101 Gt o 13]
ke (29y8adl pLAINW VYT Bollly 0 8,889 Al dlezl
ASmals c3gall JLadll 1Yl Cargey of (Sl azrgan
waug of Jol s cody Cdb Je 3l Jo1 dmull
09 BT84 ] lgied Juad ud &ygd dalye oy )y
Bole] oz -2V cliadil day Gasy dalysdl (o255 Ol s

daaisy lgiudsy 4ygall dolyadl dpugad)

§ 172

Kommt die Behérde in den Féallen des §
113 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 5 und des §
123 der ihr im Urteil oder in der
einstweiligen Anordnung auferlegten
Verpflichtung nicht nach, so kann das
Gericht des ersten Rechtszugs auf Antrag
unter Fristsetzung gegen sie ein
Zwangsgeld bis zehntausend Euro durch
Beschlul3 androhen,

nach fruchtlosem Fristablauf festsetzen und
von Amts wegen vollstrecken. Das
Zwangsgeld kann wiederholt angedroht,
festgesetzt und vollstreckt werden.
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ool ol Teil V )
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Soweit dieses Gesetz keine
Bestimmungen tber das Verfahren
enthalt, sind das
Gerichtsverfassungsgesetz und die

Konrad-Adenauer-Stiftung, 2019

Translated by Amira Bakr for the Rule of Law Programme Middle East/North Africa

ADENAUER




Rule of Law Programme Middle East / North Africa

Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO)

KONRAD
ADENAUER

A
'- STIFTUNG

duity b Blelye ao TYVA Solally 0 8yaall YVA 8olall
FP or el O OB 15] Jdl B
038 (30 oLl didl o1 3.5 el a5 Y Clslyzd)
e &ylaYl Blsiwl dsSxe Joi5 OF e sladll odais
oo @3ladl dylaYl dSomall Joiy Cliiwd! daSioe
e dddell Glely2Y1 0938 ooy Wall Lol Aol
Aaedl wlel2Yl 09518

O oo ) - TY Bolall Lady ddmall AsSomall OF Blelyn ao
ASoxally dpaiseall dylaYl LSl (B el lshYl
P dsuell Clsh2Yl 09 (e V- 10 Balel) B3y d55anll
Apaisedl BlaYl CBlaiwd! dSie

ZivilprozeRBordnung einschlieBlich § 278
Absatz 5und § 278a entsprechend
anzuwenden, wenn die grundsatzlichen
Unterschiede derbeidenVerfahrensarten
dies nichtausschlie3en. Die Vorschriften
des Siebzehnten Titels des
Gerichtsverfassungsgesetzes sind mit
der MaRRgabe entsprechend
anzuwenden, dass an die Stelle des
Oberlandesgerichts das
Oberverwaltungsgericht, an die Stelle
des Bundesgerichtshofs das
Bundesverwaltungsgerichtund andie
Stelleder Zivilprozessordnungdie
Verwaltungsgerichtsordnungtritt.
Gerichtim Sinne des § 1062 der
ZivilprozeRRordnung istdas zustandige
Verwaltungsgericht, Gerichtim Sinne des
§ 1065 der Zivilprozef3ordnung das zustandige
Oberverwaltungsgericht.
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§ 174

(1) Fur den Vertreter des o6ffentlichen
Interesses bei dem Oberverwaltungsgericht
und bei dem Verwaltungsgericht steht der
Befahigung zum Richteramt nach dem
Deutschen Richtergesetz die Befahigung zum
héheren Verwaltungsdienst gleich, wenn sie
nach mindestens dreijahrigem Studium der
Rechtswissenschaft an einer Universitat und
dreijdhriger Ausbildung im 6ffentlichen Dienst
durch Ablegen der gesetzlich
vorgeschriebenen Prifungen erlangt worden
ist.

(2) Bei Kriegsteilnehmern gilt die
Voraussetzung des Absatzes 1 als

erfillt, wenn sie den fir sie geltenden
besonderen Vorschriften gentgt

haben.

(i) VYV 1 YVO gl

88 175 bis 177 (weggefallen)

—— Va3 VWA Obalal

§8 178 und 179 ----
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§ 180

Erfolgt die Vernehmung oder die
Vereidigung von Zeugen und
Sachverstandigen nach dem
Verwaltungsverfahrensgesetz oder nach
dem Zehnten Buch Sozialgesetzbuch durch
das Verwaltungsgericht, so findet sie vor
dem dafurim Geschéaftsverteilungsplan
bestimmten Richter statt. Uber die
Rechtméafigkeit einer Verweigerung des
Zeugnisses, des Gutachtens oder der
Eidesleistung nach dem
Verwaltungsverfahrensgesetz oder nach
dem Zehnten Buch Sozialgesetzbuch
entscheidetdas Verwaltungsgerichtdurch
Beschlul3.
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88 181 und 182 ----
(Anderungsvorschriften)
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§ 183

Hatdas Verfassungsgerichteines Landes die
Nichtigkeitvon Landesrechtfestgestellt oder
Vorschriften des Landesrechts flr nichtig
erklart, so bleiben vorbehaltlich einer
besonderen gesetzlichen Regelung durch
das Land die nicht mehr anfechtbaren
Entscheidungen der Gerichte der
Verwaltungsgerichtsbarkeit, die auf der fir
nichtig erklarten Norm beruhen, unberihrt.
Die Vollstreckung aus einer solchen
Entscheidungistunzuléssig. 8§ 767 der
ZivilprozefRRordnung gilt entsprechend.
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§ 184

Das Land kann bestimmen, dal3 das
Oberverwaltungsgericht die bisherige
Bezeichnung "Verwaltungsgerichtshof"
weiterfuhrt.
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§ 185

(1) In den Landern Berlin und Hamburg treten
an die Stelle der Kreise im Sinne des § 28 die
Bezirke.

(2) Die Lander Berlin, Brandenburg,

Bremen, Hamburg, Mecklenburg-
Vorpommern, Saarland und Schleswig-
Holstein kénnen Abweichungen von den
Vorschriften des § 73 Abs. 1 Satz 2

zulassen.
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§ 186

8§22 Nr. 3findetinden Landern Berlin,

Bremen und Hamburg auch mit der MalRgabe
Anwendung, dafd in der 6ffentlichen
Verwaltung ehrenamtlich tatige Personen
nichtzu ehrenamtlichen Richtern berufen
werdenkénnen.

8 6 des Einfuhrungsgesetzes zum
Gerichtsverfassungsgesetz gilt entsprechend.
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§ 187

(1) Die Lander kénnen den Gerichten der
Verwaltungsgerichtsbarkeit Aufgaben der
Disziplinargerichtsbarkeit

und der Schiedsgerichtsbarkeitbei
Vermoégensauseinandersetzungen
offentlich-rechtlicherVerbande Gibertragen,
diesen Gerichten Berufsgerichte angliedern
sowie dabei die Besetzung und das
Verfahrenregeln.
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(2) Die Lander kénnen ferner fur das
Gebiet des Personalvertretungsrechts von
diesem Gesetz abweichende Vorschriften
Uber die Besetzung und das Verfahren der
Verwaltungsgerichte und des
Oberverwaltungsgerichts erlassen.

(3) (weggefallen)
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§ 188

Die Sachgebiete in Angelegenheiten der
Firsorge mit Ausnahme der
Angelegenheiten der Sozialhilfe und des
Asylbewerberleistungsgesetzes, der
Jugendhilfe, der Kriegsopferfirsorge, der
Schwerbehindertenfursorge sowie der
Ausbildungsférderung sollen in einer
Kammer oder in einem Senat
zusammengefal3t werden.
Gerichtskosten (Gebihrenund Auslagen)
werdeninden Verfahrendieser Artnicht
erhoben;diesgiltnichtfur
Erstattungsstreitigkeiten zwischen
Sozialleistungstragern.
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§ 189

Fur die nach § 99 Abs. 2 zu treffenden
Entscheidungen sind bei den
Oberverwaltungsgerichten und dem
Bundesverwaltungsgericht Fachsenate zu
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. L. e Al . e s (1) Die folgenden Gesetze, die von diesem Gesetz
oA o Lk Jl> § g Ayl (J5 AW lsdll (V) abweichen, bleiben unberiihrt:
HEPY EA[IRY.S I. Das Lastenausgleichsgesetz vom 14. August

1952 (Bundesgesetzbl. | S. 446) in der
Fassung der dazu ergangenen
Anderungsgesetze,

2. das Gesetz Uber die Errichtung eines
Bundesaufsichtsamtes fiir das Versicherungs-
und Bausparwesen vom

31. Juli 1951 (Bundesgesetzbl. | S. 480) in der

Fassung des Gesetzes zur Ergénzung des

Gesetzes Uber die Errichtung eines

Bundesaufsichtsamtes fiir das Versicherungs- und

Bausparwesen vom 22. Dezember 1954

(Bundesgesetzbl. | S. 501),

3. (weggefallen)

4. das Flurbereinigungsgesetz vom 14. Juli 1953
(Bundesgesetzbl. | S. 591),

5. das Personalvertretungsgesetz vom 5. August
1955 (Bundesgesetzbl. | S. 477),

6. die Wehrbeschwerdeordnung (WBO) vom 23.
Dezember 1956 (Bundesgesetzbl. | S. 1066),

7. das Kriegsgefangenenentschadigungsgesetz
(KgfEG) in der Fassung vom 8. Dezember
1956 (Bundesgesetzbl. | S. 908),
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8. 8§13 Abs. 2 des Patentgesetzes und die
Vorschriften Giber das Verfahren vor dem
Deutschen Patentamt.

(2) (weggefallen)
(3) (weggefallen)

(1) unberuhrt.
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§ 191
(2) (Anderungsvorschrift)

8§ 127 des Beamtenrechtsrahmengesetzes
und 8 54 des Beamtenstatusgesetzes bleiben
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In einem Land, in dem kein
Verfassungsgericht besteht, bleibt eine dem
Oberverwaltungsgericht bertragene
Zustandigkeit zur Entscheidung von
Verfassungsstreitigkeiten innerhalb des
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2% . o= Landes bis zur Errichtung eines
el Verfassungsgerichts unberthrt.
Va¢ Bole | 8 194

(1) Die Zulassigkeit der Berufungen richtet
sich nach dem bis zum 31. Dezember 2001
geltenden Recht, wenn vor dem 1. Januar
2002

I. die mundliche Verhandlung, auf die das
anzufechtende Urteil ergeht, geschlossen
worden ist,

2. inVerfahren ohne mundliche
Verhandlung die Geschéaftsstelle die
anzufechtende Entscheidung zum
Zwecke der Zustellung an die Parteien
herausgegeben hat.

(2) Im Ubrigen richtet sich die Zulassigkeit
eines Rechtsmittels gegen eine
gerichtliche Entscheidung nach dem bis
zum 31. Dezember 2001 geltenden
Recht, wenn vor dem 1. Januar 2002 die
gerichtliche Entscheidung bekannt
gegeben oder verkiindet oder von Amts
wegen an Stelle einer Verkiindung
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zugestellt worden ist.

(3) Fristgerecht vor dem 1.
Januar 2002 eingelegte
Rechtsmittel gegen Beschlisse
in Verfahren der
Prozesskostenhilfe gelten als
durch das
Oberverwaltungsgericht
zugelassen.

(4) In Verfahren, die vor dem 1. Januar 2002
anhangig geworden sind oder flr die die
Klagefrist vor diesem Tage begonnen hat,
sowie in Verfahren tiber Rechtsmittel gegen
gerichtliche Entscheidungen, die vor dem 1.
Januar 2002 bekannt gegeben oder
verkiindet oder von Amts wegen an Stelle
einer Verkiindung zugestellt worden sind,
gelten fur die Prozessvertretung der
Beteiligten die bis zu diesem Zeitpunkt
geltenden Vorschriften.

(5) 840 Abs. 2 Satz 1, § 154 Abs. 3, §
162 Abs. 2 Satz 3und § 188 Satz 2
sind fur die ab 1. Januar 2002 bei
Gericht anhangig werdenden
Verfahrenin der zu diesem Zeitpunkt
geltenden Fassung anzuwenden.
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§ 195
(1) (Inkrafttreten)

(2) bis (6) (Aufhebungs-, Anderungs- und
zeitlich Uberholte Vorschriften)

(7) Fur Rechtsvorschriften im Sinne des §
47, die vor dem 1. Januar 2007 bekannt
gemacht worden sind, gilt die Frist des § 47
Abs. 2 in der bis zum Ablauf des 31.
Dezember 2006 geltenden Fassung.
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	1. Das Lastenausgleichsgesetz vom 14. August 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 446) in der Fassung der dazu ergangenen Änderungsgesetze,
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	5. das Personalvertretungsgesetz vom 5. August 1955 (Bundesgesetzbl. I S. 477),
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	7. das Kriegsgefangenenentschädigungsgesetz (KgfEG) in der Fassung vom 8. Dezember 1956 (Bundesgesetzbl. I S. 908),
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